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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Steliungnahme des Bundesrates sowie Gegenäußerung der 
Bundesregierung dazu zum Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung 
der Haushaltsstruktur (Haushaltsstrukturgesetz) 

— Drucksache 7/4127 — 


Stellungnahme des Bundesrates Gegenäußerung der Bundesregierung 


1. Zu Artikel 1 § 1 Nr. 3 

Artikel 1 § 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: Die Bundesregierung stimmt zu. 

,3. In § 26 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Auf erste Beförderungsämter der Be- 
soldungsgruppen A 6, A 10 und A 14 darf 
nach Maßgabe sachgerechter Bewertung 
höchstens die Hälfte der Gesamtzahl aller 
Planstellen bei einem Dienstherrn in den 
Besoldungsgruppen A 5 und A 6 des mitt- 
leren Dienstes, den Besoldungsgruppen A 9 
und A 10 des gehobenen Dienstes sowie den 
Besoldungsgruppen A 13 und A 14 des 
höheren Dienstes entfallen. Zugrunde zu 
legen ist jeweils die Gesamtzahl der Plan- 
stellen, die nach Anwendung der Obergren- 
zen des Absatzes 1, der Rechtsverordnun- 
gen nach den Absätzen 4 und 5 sowie der 
Fußnote 9 zur Besoldungsgruppe A 15 für 
das Eingangsamt und das erste Beförde- 
rungsamt verbleibt." ' 

Begründung 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagenen 
Vomhundertsätze würden nicht die Verhältnisse 
berücksichtigen, die sich aus den für bestimmte 
Funktionsgruppen im Verordnungswege zuge- 
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lassenen höheren Obergrenzen für die Stellen- 
anteile der Besoldungsgruppen A 7 bis A 9 bzw. 

All bis A 13 ergeben haben. Die Vomhundert- 
sätze würden außerdem nicht die Lehrkräfte an 
Gymnasien und berufsbildenden Schulen erfas- 
sen, obgleich diese bisher an der Bewährungsbe- 
förderung teilnehmen. 

Mit dem Änderungsvorschlag soll erreicht wer- 
den, daß die Begrenzung einheitlich für alle bis- 
her von der Bewährungsbeförderung erfaßten 
Beamten gilt. 


2. Zu Artikel 1 § 1 Nr. 5 

Artikel 1 § 1 Nr, 5 wird wie folgt geändert: 

a) Unter Buchstabe a erhält § 40 Abs. 2 Nr. 3 
die folgende Fassung: 

„3. geschiedene Beamte, Richter und Solda- 
ten und Beamte, Richter und Soldaten, 
deren Ehe aufgehoben oder für nichtig 
erklärt ist, wenn sie aus der Ehe zum 
Unterhalt verpflichtet sind,". 

b) Unter Buchstabe a wird in § 40 Abs, 2 Nr. 4 
eingangs das Wort „ledige" ersetzt durch das 
Wort „andere". 

c) Unter Buchstabe d erhalten § 40 Abs. 5 und 
6 die folgende Fassung: 

„(5) Steht der Ehegatte eines Beamten, 
Richters oder Soldaten als Beamter, Richter 
oder Soldat oder Angestellter im öffentlichen 
Dienstes oder ist er auf Grund einer Tätigkeit 
im öffentlichen Dienst nach beamtenrecht- 
lichen Grundsätzen versorgungsberechtigt 
und stünde ihm ebenfalls der Ortszuschlag 
der Stufe 2 oder einer der folgenden Stufen 
zu, so erhält der Beamte, Richter oder Soldat 
den Unterschiedbetrag zwischen der Stufe 1 
und der Stufe 2 des für ihn maßgebenden 
Ortszuschlages zur Hälfte. § 6 findet auf den 
Unterschiedsbetrag keine Anwendung, wenn 
einer der Ehegatten vollbeschäftigt ist. 

(6) Stünde neben dem Beamten, Richter 
oder Soldaten einer anderen Person, die im 
öffentlichen Dienst steht oder auf Grund 
einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst nach 
beamtenrechtlichen Grundsätzen oder nach 
einer Ruhelohnordnung versorgungsberech- 
tigt ist, der Ortszuschlag nach Stufe 3 oder 
einer der folgenden Stufen, Sozialzuschlag 
nach den Tarifverträgen für Arbeiter des öf- 
fentlichen Dienstes oder eine entsprechende 
Leistung zu, so wird der auf das Kind entfal- 
lende Unterschiedsbetrag zwischen den Stu- 
fen des Ortszuschlages dem Beamten, Richter 
oder Soldaten gewährt, wenn und soweit ihm 
das Kindergeld nach dem Bundeskindergeld- 


Zu a), b) und d) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu c) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Sie hatte durch Einführung eines Wahlrechts er- 
reichen wollen, daß in allen Fällen wenigstens ein 
voller Verheiratetenbetrag im Ortszuschlag zusteht. 
Der Vorschlag des Bundesrates geht einen anderen 
Weg zur Lösung der Diskrepanzen im Bereich der 
Teilzeitbeschäftigten. 

Der Vorschlag des Bundesrates übernimmt ferner 
das Zählkinderverfahren des BKGG. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 21. Oktober 1975 — 1/4 (lV/5) — 501 00 — Fi 18/75. 
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gesetz gewährt wird oder ohne Berücksichti- 
gung des § 8 des Bundeskindergeldgesetzes 
vorrangig zu gewähren wäre. Auf das Kind 
entfällt derjenige Unterschiedsbetrag, der 
sich aus der für die Anwendung des Bundes- 
kindergeldgesetzes maßgebenden Reihen- 
folge der Kinder ergibt. § 6 findet auf den 
Unterschiedsbetrag keine Anwendung, wenn 
einer der Anspruchsberechtigten im Sinne 
des Satzes 1 vollbeschäftigt ist." 

d) Unter Buchstabe d erhält § 40 Abs. 7 Satz 3 
die folgende Fassung: 

„Dem öffentlichen Dienst steht ferner gleich 
die Tätigkeit im Dienst eines sonstigen Ar- 
beitgebers, der die für den öffentlichen 
Dienst geltenden Tarifverträge oder Tarif- 
verträge wesentlich gleichen Inhalts oder die 
darin oder in Besoldungsgesetzen über Orts- 
zuschläge oder Sozialzuschläge getroffenen 
Regelungen oder vergleichbare Regelungen 
anwendet, wenn der Bund oder eine der in 
Satz 1 bezeichneten Körperschaften oder Ver- 
bände durch Zahlung von Beiträgen oder Zu- 
schüssen oder in anderer Weise beteiligt 
ist." 


Begründung 

Zu a) 

Der Änderungsvorschlag verdeutlicht die erfor- 
derliche Abgrenzung gegenüber Unterhaltsver- 
pflichtungen, die nicht im Zusammenhang mit 
der früheren Ehe stehen. 

Zu b) 

Die Änderung sichert die aus Gründen der 
Gleichbehandlung erforderliche Einbeziehung 
der geschiedenen Beamten, Richter und Soldaten 
sowie der Beamten, Richter und Soldaten, deren 
Ehe aufgehoben oder für nichtig erklärt worden 
ist, in die Spezialregelung der Nummer 4. 

Zu c) 

Der Änderungsvorschlag soll sicherstellen, daß 
in Fällen der Teilzeitbeschäftigung eines der An- 
spruchsberechtigten insgesamt mindestens der 
volle jeweilige Unterschiedsbetrag zwischen den 
Stufen des Ortszuschlages gewährt wird. Damit 
erübrigt sich ein Wahlrecht für Ehegatten, das 
einen erheblichen Verwaltungsaufwand verur- 
sachen würde. Er berücksichtigt außerdem die 
sogenannten Zählkinder und stellt redaktionell 
klar, daß Absatz 6 nur die Gewährung der Un- 
terschiedsbeträge für Kinder regelt. 

Zu d) 

Die Konkurrenzregelung für den Ortszuschlag 
muß auch eingreifen, wenn der Arbeitgeber des 
anderen Anspruchsberechtigten das Besoldungs- 
recht oder die Regelungen über den Ortszu- 
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schlag oder Sozialzuschlag bei der Bezahlung 
seiner Beschäftigten anwendet. 


3. Zu Artikel 1 § 1 Nr. 5 Buchstabe d 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren die Auswirkungen des § 40 
Abs. 5 auf die Berechnung von Versorgungsbe- 
zügen zu prüfen. 

Begründung 

Nach §§ 124, 127 BBG wird der Berechnung der 
Hinterbliebenenbezüge das Ruhegehalt zu- 
grunde gelegt, das der Verstorbene erhalten hat 
oder hätte erhalten können, wenn er am Todes- 
tag in den Ruhestand getreten wäre. Dement- 
sprechend wäre beim Tode eines von zwei Ehe- 
gatten, die beide Beamte sind, für die Berech- 
nung der Hinterbliebenenbezüge unter Beach- 
tung des § 40 Abs. 5 BBesG-E von dem Ortszu- 
schlag der Stufe 1 und dem halben Unterschied 
zur Stufe 2 auszugehen. Der halbe Unterschied 
zur Stufe 2 wäre dann auch die Höchstgrenze 
für die notwendige Ruhensregelung nach den 
§§ 158, 160 BBG. Dieses Ergebnis erscheint nicht 
sachgerecht, da verwitweten Personen nach dem 
Sinn der Regelung der Unterschiedsbetrag zwi- 
schen der Stufe 1 und der Stufe 2 voll zustehen 
sollte. 


4. Zu Artikel 1 § 1 Nr. 6 a (neu) 

In Artikel 1 § 1 wird nach Nummer 6 folgende 
neue Nummer 6 a angefügt; 

,6 a. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhalten die Nummern 1 
und 2 folgende Fassung: 

„1. verheiratete Anwärter und verwit- 
wete Anwärter, 

2. Anwärter, deren Ehe geschieden, 
aufgehoben oder für nichtig erklärt 
worden ist, wenn sie aus der Ehe 
zum Unterhalt verpflichtet sind,''. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung hat die Frage geprüft und ist 
der Auffassung, daß eine Änderung des Entwurfs 
zur Erreichung des vom Bundesrat gewünschten 
Ergebnisses nicht erforderlich ist. Der Anspruch 
eines verheirateten Beamten auf die Stufe 2 des 
Ortszuschlages wird durch den vorgesehenen § 40 
Abs. 5 BBesG nur bedingt eingeschränkt, nämlich 
für den Fall, daß auch der Ehegatte sich im öffent- 
lichen Dienst befindet oder auf Grund einer Tätig- 
keit im öffentlichen Dienst versorgungsberechtigt 
ist. Scheidet einer der beiden Ehegatten durch Tod 
aus, so entfällt der Tatbestand des § 40 Abs. 5 
BBesG. Die Versorgungsbezüge sind nach der vollen 
Stufe 2 des Ortszuschlages für Witwen (Witwer) zu 
berechnen; denn bei der Anwendung der §§ 124, 
127 BBG ist § 156 Abs. 1 Satz 1 BBG zu beachten. 


Die Bundesregierung stimmt im Hinblick auf die 
vorgesehene Ausgleichszulage zu; sie behält sich 
eine Formulierungsergänzung vor. 


b) In Absatz 1 Nr. 3 wird das Wort „le- 
dige" ersetzt durch das Wort „andere". 

c) In Absatz 3 Satz 3 werden die Worte 
„Anwärter, deren Ehe geschieden, auf- 
gehoben oder für nichtig erklärt wor- 
den ist," durch die Worte „Anwärter 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2" ersetzt. 

d) Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Er wird nicht mehr gezahlt für den 
Monat, in dem die Anspruchsvoraus- 
setzungen an keinem Tage Vorgelegen 
haben." ' 
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Begründung 

Mit dem Anwärterverheiratctenzuschlag sollen 
ebenso wie mit dem Ehegattenanteil des Orts- 
zusdilages die höheren Lebenshaltungskosten 
abgegolten werden, die eine bestehende Ehe 
oder Unterhaltsverpflichtung mit sich bringt. 

Der Wegfall des Ehegattenanteils im Ortszu- 
schlag in den Fällen, in denen nach Scheidung 
oder Aufhebung einer Ehe keine Unterhaltsver- 
pflichtung verbleibt, erfordert deshalb eine ent- 
sprechende Änderung der Vorschriften über den 
Anwärterverheiratetenzuschlag. 

Desgleichen ist die Auslauffrist für den Anwär- 
terverheiratetenzuschlag der verkürzten Aus- 
lauffrist für die Stufen des Ortszuschlages anzu- 
passen. 

5. Zu Artikel 1 § 2 a (neu) 

In Artikel 1 wird nach § 2 folgender neuer § 2 a 
angefügt: 

„§ 2 a 

überschreitet bei einem Dienstherrn der Anteil 
der planmäßig angestellten Beamten den in § 26 
Abs. 6 des Bundesbesoldungsgesetzes zugelas- 
senen Anteil der ersten Beförderungsämter, so 
ist nach Inkrafttreten dieses Gesetzes jede frei- 
werdende zweite Planstelle in eine Planstelle 
des Eingangsamtes umzuwandeln.'' 

Begründung 

Die Vorschrift soll sicherstellen, daß der Abbau 
etwaiger Überhänge an Planstellen für das erste 
Beförderungsamt bei allen Dienstherren nach 
dem gleichen Grundsatz vorgenommen wird. 


Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu, 
durch den zwangsläufig auftretende Härten ge- 
mildert werden. 


6. Zu Artikel 1 § 3 

In Artikel 1 erhält § 3 folgende Fassung: Die Bundesregierung stimmt zu; es handelt sich um 

„ ^ eine teilweise Anpassung an die Regelung im 

2.BesVNG. 

Verringert sich durch dieses Gesetz der Orts- 
zuschlag eines Beamten, Richters oder Soldaten, 
so erhält er eine Ausgleichszulage in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem bisherigen 
Ortszuschlag und dem neuen Ortszuschlag, so- 
weit die Verringerung nicht durch eine Erhö- 
hung des Ortszuschlages des Ehegatten oder 
des anderen Anspruchsberechtigten im Sinne 
des § 40 Abs. 6 des Bundesbesoldungsge- 
setzes ausgeglichen wird. Die Ausgleichs- 
zulage wird nur so lange gewährt, wie die 
bisherigen Anspruchsvoraussetzungen für die 
Gewährung des Ortszuschlages der Stufe 2 
oder der folgenden Stufen weiterhin erfüllt wä- 
ren. Die Ausgleichszulage verringert sich vom 
1. Januar 1976 an um jeweils die Hälfte des 
Betrages, um den sich die Dienstbezüge (ohne 
Erschwerniszulagen und Vergütungen) auf 
Grund einer allgemeinen Besoldungsverbesse- 


5 



Drucksache 7/4193 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Stellungnahme des Bundesrates 

rung erhöhen. Sie verringert sich ferner um jede 
sonstige Erhöhung der Dienstbezüge (ohne Er- 
schwerniszulagen und Vergütungen). Beim Zu- 
sammentreffen mit anderen Ausgleichszulagen 
werden die Ausgleichszulagen anteilig verrin- 
gert, höchstens insgesamt um den in Satz 3 ge- 
nannten Betrag. Die Sätze 1 bis 5 gelten sinn- 
gemäß für Versorgungsempfänger sowie beim 
Wegfall des Anwärterverheirate tenzuschlages." 

Begründung 

Teilzeitbeschäftigte erhalten in den Fällen des 
§ 40 Abs. 5 und 6 des Bundesbesoldungsgesetzes 
den vollen Ehegatten- bzw. Kinderanteil des 
Ortszuschlages. Diese Erhöhung des Ortszu- 
schlages des anderen Anspruchsberechtigten ist 
bei der Berechnung der Ausgleichszulage zu 
berücksichtigen. 

7. Zu Artikel 1 § 4 

In Artikel 1 erhält § 4 die folgende Fassung: 

.§ 4 

Die Zulagen nach Nummern 7 und 11 der Vor- 
bemerkungen zu den Bundesbesoldungsordnun- 
gen A und B, nach Nummer 3 der Vorbemer- 
kungen zur Bundesbesoldungsordnung C, nach 
Nummer 2 der Vorbemerkungen zur Bundesbe- 
soldungsordnung R, des Bundesbesoldungsge- 
setzes, die bei der Deutschen Bundesbank ge- 
währte Bankzulage, Zulagen nach Vorschriften, 
die gemäß Artikel IX § 22 des Zweiten Gesetzes 
zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Be- 
soldungsrechts in Bund und Ländern vom 23. Mai 
1975 (Bundesgesetzbl. I S. 1173) in Kraft geblie- 
ben sind, oder vergleichbare Zulagen nehmen 
mit Wirkung vom 1. Juli 1975 künftig an allge- 
meinen Besoldungsverbesserungen nicht teil." 

Begründung 

Der Änderungsvorschlag dient der Abgrenzung 
der festzuschreibenden Zulagen. 

8, Zu Artikel 1 § 5 (neu) 

In Artikel 1 ist nach § 4 folgender neuer § 5 ein- 
zufügen: 

,§ 5 

Die Geltung des 3. Unterabschnitts „Vor- 
schriften für Professoren an Hochschulen und 
Hochschuldozenten" im 2. Abschnitt des Bun- 
desbesoldungsgesetzes einschließlich der Anla- 
gen II und IV Nr. 3, jedoch mit Ausnahme der 
Nummern 4 bis 6 der Vorbemerkungen zu der 
Bundesbesoldungsordnung C (s. Anlage II), wird 
ausgesetzt.' 

Begründung 

Die Änderung bezweckt, daß die im 2. BesVNG 
vorgesehene Neuregelung der Hochschullehrer- 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Die Bundesregierung hält eine Vereinheitlichung 
der Besoldung im Hochschulbereich nach wie vor 
für zwingend notwendig. 
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Besoldung auch dann nicht in Kraft tritt, wenn 
das Hochschulrahmengesetz in Kraft getreten 
ist. Um deutlich zu machen, daß hier eine Rege- 
lung des Bundes auf Grund seiner Gesetzge- 
bungskompetenz nach Artikel 74 a des Grund- 
gesetzes vorliegt und daß insoweit den Län- 
dern kein Raum für eigene Gesetzesinitiativen 
bleibt, ist vorgesehen, daß das gegenwärtig gel- 
tende Recht der Länder für die Hochschulleh- 
rerbesoldung als Bundesrecht weitergelten soll. 


9. Artikel 2: Zweites Gesetz zur Vereinheit- 
lichung und Neuregelung des Be- 
soldungsrechts in Bund und Län- 
dern 

Artikel 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

,1. In Artikel IX § 3 wird folgender Absatz 5 
angefügt: 

„(5) § 23 Abs. 2 des Bundesbesoldungsge- 
setzes und Fußnote 1 zur Besoldungsgruppe 
A 10 der Bundesbesoldungsordnung A sind 
bis zum 31. Dezember 1979 nur auf Beamte 
des gehobenen technischen Dienstes anzu- 
wenden. Die Geltung der Absätze 2 und 3 
wird bis zum 31. Dezember 1979 ausge- 
setzt." ' 

Begründung 

Da mehrere Länder ihre Anwärter für Laufbah- 
nen des gehobenen nichttechnischen Dienstes 
bereits an Fachhochschulen ausbilden und an- 
dere Länder die Errichtung von Verwaltungs- 
fachhochschulen vorbereiten, erscheint es nicht 
vertretbar, den Fachhochschulabsolventen des 
nichttechnischen Dienstes die BesGr A 10 (als 
Eingangsamt) unbefristet zu versperren — und 
sie überdies durch die Abschaffung der Bewäh- 
rungsbeförderung länger als bisher im alten 
Eingangsamt A 9 zu belassen — , während die 
Beamten des technischen Dienstes ihre Lauf- 
bahn bereits in der BesGr A 10 beginnen. 

Die Aufgaben der Laufbahnen des nichttech- 
nischen Dienstes (Rechtspfleger, Steuerbeamte, 
Beamte der allgemeinen und inneren Verwal- 
tung, Sozialarbeiter) und des technischen Dien- 
stes sind grundsätzlich gleichwertig. Die nied- 
rigere Einstufung der nichttechnischen Beamten 
läßt sich nur für die Übergangszeit rechtferti- 
gen, in der bereits alle Techniker an Fachhoch- 
schulen ausgebildet werden, im nichttech- 
nischen Bereich die neue Ausbildung aber noch 
nicht durchgängig verwirklicht ist. 

Unter der Voraussetzung, daß die dem Bundes- 
tag vorliegenden Ausbildungsgesetze, insbe- 
sondere das Steuerbeamtenausbildungsgesetz, 
verabschiedet werden, ist damit zu rechnen, 
daß spätestens im Jahre 1980 in allen Ländern 
für die in Betracht kommenden Laufbahnen des 
nichttechnischen Dienstes vollständig an der 


Die Bundesregierung ist der Meinung, daß die Ent- 
scheidung über die Einführung des Eingangsamtes 
A 10 für FHS-Absolventen offengehalten werden 
sollte. Zunächst muß die Entscheidung des Deut- 
schen Bundestages über die seit 1974 vorgelegten 
drei Ausbildungsgesetze abgewartet werden. 
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Fachhochschule ausgebildete Absolventen ein- 
gestellt werden. 

Es wird deshalb vorgeschlagen, die Aussetzung 
des höheren Eingangsamtes für den nichttech- 
nischen Dienst bis zum 31. Dezember 1979 zu 
begrenzen. 

10. Zu Artikel 2 Nr. 1 a (neu) 

In Artikel 2 ist nach Nummer 1 folgende neue 
Nummer 1 a einzufügen: 

„1 a. Die Geltung des Artikels X wird ausge- 
setzt. 

Die für Beamten an Hochschulen in be- 
sonderen Besoldungsordnungen der Lan- 
desbesoldungsgesetze getroffenen Rege- 
lungen oder entsprechende Regelungen in- 
nerhalb der Besoldungsordnungen A gel- 
ten als unmittelbares Bundesrecht weiter/' 

Begründung 

Auf die Begründung der Änderungsempfeh- 
lung zu Artikel 1 § 5 (neu) wird verwiesen. 

11. Zu Artikel 3 § 1 Nr. 1 

§ 42 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit 
kann ein Beamter auf Lebenszeit auf seinen An- 
trag in den Ruhestand versetzt werden, wenn er 
das 63. Lebensjahr vollendet hat oder wenn er 
das 62. Lebensjahr vollendet hat und in diesem 
Zeitpunkt Schwerbehinderter im Sinne des § 1 
des Schwerbehindertengesetzes ist." 

Begründung 

Die beabsichtigte Heraufsetzung der Pensions- 
grenze ohne Vorliegen einer Dienstunfähigkeit 
auf 63 Jahre führt für schwerbehinderte Beamte 
zu einer Schlechterstellung gegenüber den An- 
gestellten und Arbeitern. 

Nach § 25 Abs. 1 AVG, § 39 Abs. 2 der Sat- 
zung der Versorgungsanstalt des Bundes und 
der Länder tritt im Bereich der Angestellten- 
versicherung bei Vorliegen der übrigen ver- 
sicherungsrechtlichen Voraussetzungen der 
Versicherungsfall mit Vollendung des 62. Le- 
bensjahres ein, wenn der Versicherte in die- 
sem Zeitpunkt Schwerbehinderter nach § 1 
des Schwerbehindertengesetzes ist. Die gleiche 
Regelung trifft § 1248 Abs. 1 RVO in der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und § 48 Abs. 1 
Nr. 1 RKG im Bereich der knappschaftlichen 
Rentenversicherung. Sie sollte auch für die 
Beamten gelten, die Schwerbehinderte i. S. des 
§ 1 des Schwerbehindertengesetzes sind. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung hält eine Vereinheitlichung 
der Besoldung im Hochschulbereich nach wie vor 
für zwingend notwendig. 


Die Bundesregierung stimmt zu. 
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12. Zu Artikel 3 § 1 Nr. 2 

ln Artikel 3 § 1 Nr. 2 werden in § 109 Abs. 1 Die Bundesregierung stimmt zu. 

Satz 1 Halbsatz 2 die Worte „Abs. 1" gestri- 


Begründung 

Die Beschränkung der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge auf die Sätze des § 108 Abs. 1 
BBG und der damit verbundene Ausschluß des 
§ 108 Abs. 2 BBG sind sachlich nicht begrün- 
det. Sie können, da nur wenige Anwendungs- 
fälle denkbar sind, auch keine nennenswerte 
Haushaltsersparnis bringen. 


Artikel 5: Versorgungsrechtliche Vorschriften 
für den Bereich der Länder 

13. Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

§ 109 des Bundesbeamtengesetzes gilt unmit- Die Bundesregierung stimmt zu mit der Maßgabe, 
telbar für den Bereich der Länder, sofern daß die Übergangsregelung auch auf den Bundes- 

Beamte nach dem Inkrafttreten dieser Vorschrift bereich erstreckt wird, 
befördert worden sind." 

Begründung 

Der Vorschlag der Bundesregierung enthält 
keine Übergangsregelung für aktive Beamte, die 
bis zum Inkrafttreten der Neufassung des § 109 
BBG befördert worden sind. Sofern ältere Be- 
amte die neue Zweijahresfrist ab der letzten Be- 
förderung bis zum Erreichen der Altersgrenze 
für den Eintritt in den Ruhestand nicht mehr er- 
füllen, aber jetzt auch ohne Schmälerung der 
Versorgungsbezüge in den vorzeitigen Ruhe- 
stand treten können, werden sie von dieser 
Möglichkeit bis zum Inkrafttreten des Haus- 
haltsstrukturgesetzes voraussichtlich in großem 
Umfang Gebrauch machen. Insoweit tritt statt 
des geplanten Spareffekts voraussichtlich sogar 
eine Kostenmehrung ein. 

Dieser der Absicht des Gesetzgebers zuwider- 
laufende Effekt soll vermieden werden. Zudem 
soll aus Gründen des Vertrauensschutzes an dem 
bei Inkrafttreten des Gesetzes bestehenden Be- 
sitzstand angeknüpft werden. 


14. Zu Artikel 5 Abs. 2 

In Artikel 5 Abs. 2 wird das Wort „Dreifache" Die Bundesregierung wird den Antrag im weiteren 
ersetzt durch das Wort „Fünffache". Gesetzgebungsverfahren prüfen. 

Begründung 

Der Herabsetzung des Höchstbetrages von 
12 000 DM auf 8 000 DM (also um Vs) entspricht 
eine Herabsetzung des Siebeneinhalbfachen auf 
das Fünffache (ebenfalls um Vs). 
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Artikel 7: Bundespolizeibeamtengesetz 

15. Zu Artikel 7 § 1 Nr. 1 

In Artikel 7 § 1 Nr. 1 wird das Wort „Drei- 
fachen" ersetzt durch das Wort „Fünffachen". 

Begründung 

Vgl. die Begründung der Empfehlung zu Ar- 
tikel 5 Abs. 2. 


Artikel 8: Gesetz über die Bundesanstalt für 
Flugsicherung 

Artikel 10: Soldatenversorgungsgesetz 

16. Zu Artikel 8 § 1 Nr. 4 und Artikel 10 § 1 Nr. 12 

In Artikel 8 § 1 Nr. 4 und in Artikel 10 § 1 Nr. 12 
wird jeweils das Wort „Dreifachen" durch das 
Wort „Fünffachen" ersetzt. 

Begründung 

Vgl. die Begründung der Empfehlung zu Ar- 
tikel 5 Abs. 2. 

17. Zu Artikel 16: Bundesreisekostengesetz 

Die Bundesregierung wird gebeten, das gesamte 
Reisekostenrecht mit dem Ziele ernsthafter Ein- 
sparungen zu überprüfen. 


18. Zu Artikel 16 a (neu) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob nach Artikel 16 folgender neuer Artikel 16 a 
eingefügt werden sollte; 

„Artikel 16 a 

(1) Bundesunmittelbare Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts so- 
wiie ihre Verbände dürfen Verträge, durch wel- 
che die für den Bund geltenden Arbeitsentgelte, 
andere Leistungen und Arbeitsbedingungen 
überschritten werden, nur mit Zustimmung der 
obersten Aufsichtsbehörde abschließen. 

(2) Tarifliche und außertarifliche Bingruppie- 
rungen und Arbeitsentgelte ihrer Bediensteten 
dürfen die der vergleichbaren Bediensteten des 
Bundes oder die gesetzlich geregelten Eingrup- 
pierungen und Arbeitsentgelte vergleichbarer 
Bediensteter anderer bundesunmittelbarer Kör- 
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öf- 
fentlichen Rechts nur mit Zustimmung der Auf- 
sichtsbehörde überschreiten. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung wird den Antrag im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. 


Die Bundseregierung wird den Antrag im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. 


Die Bundesregierung stimmt zu; die erforderliche 
Prüfung muß jedoch im Interesse der Rechtseinheit 
gemeinsam mit den Ländern vorgenommen werden 
und kann im Rahmen des laufenden Gesetzgebungs- 
programms nicht mehr rechtzeitig abgeschlossen 
werden. Das Bundesreisekostengesetz wird ggf. 
durch besonderes Gesetz erneut geändert. 


Die Bundesregierung stimmt zu. 

Sie hat bereits in ihrer Erklärung vom 12. September 
1975 {Bulletin 1975 Nr. 111 S. 1096) auf die Aus- 
wirkungen auf den Tarifbereich und die Notwendig- 
keit eines abgestimmten Verhaltens hingewiesen. 
Auch die Bundesregierung hält die Gewährleistung 
vergleichbarer Arbeitsbedingungen im Gesamtbe- 
reich des öffentlichen Dienstes schon aus Gründen 
der Gerechtigkeit und aus aktuellem Anlaß für ge- 
boten. Dabei werden andererseits auch rechtliche 
Gesichtspunkte zu prüfen und der Umfang der er- 
forderlichen Maßnahmen auf das Notwendige zu 
beschränken sein. 
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(3) Absätze 1 und 2 gelten für landesunmit- 
telbare Körperschaften, Anstalten und Stiftun- 
gen des öffentlichen Rechts entsprechend mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle der für den Bundes- 
bereich geltenden Regelungen die für das je- 
weilige Land geltenden Regelungen gelten. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten nicht für die Öffent- 
lich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihre 
Verbände. Sie gelten ferner nicht für die Mit- 
glieder der Arbeitgeberverbände, die der Ver- 
einigung der kommunalen Arbeitgeberverbände 
angehören. § 14 des Bundesbahngesetzes und 
§ 26 des Postverwaltungsgesetzes bleiben un- 
berührt." 

Begründung 

Unterschiedliche Vergütungs- und Versorgungs- 
systeme einiger Einrichtungen der mittelbaren 
Staatsverwaltung für ihre Bediensteten schaffen 
unerwünschte Anreize für andere öffentliche 
Haushalte und belasten sie zum Teil über Zu- 
schuß- und Garantiepflichten. Die Regelungen 
sind nicht immer mit der Forderung nach einem 
gleichmäßigen gerechten Einkommenssystem in 
der gesamten öffentlichen Verwaltung zu ver- 
einbaren und haben wiederholt zu Diskussionen 
geführt, die dem Ansehen des Staates und der 
Verwaltung in der Öffentlichkeit abträglich 
waren. 

Durch Bindung der Maßnahmen an die Zustim- 
mung staatlicher Stellen soll daher im Interesse 
des Gemeinwohls solchen Entwicklungen ent- 
gegengewirkt werden, die den Rahmen der 
sonst im öffentlichen Dienst praktizierten und 
verantwortbaren Vergütungs- und Versorgungs- 
politik verlassen. 

Die Regelungen entsprechen den Grundgedan- 
ken des Haushaltsrechts (vgl. §§ 40, 105 der 
Bundeshaushaltsordnung). Für die Gemeinden 
gelten sie zum Teil bereits von der höchstrich- 
terlichen Rechtsprechung als rechtmäßig bestä- 
tigt (vgl. Entscheidung des Bundesverwaltungs- 
gerichts vom 8. März 1974 — VII C 47.72 — 
Amtliche Sammlung Band 45 S. 77 bis 85). 

Die manchen Körperschaften eingeräumte Per- 
sonalhoheit bleibt bestehen. Der Gesetzgeber 
hat es, vorbehaltlich von Artikel 28 GG, ohne- 
hin in der Hand, Aufgabenbereiche und Selb- 
ständigkeit der mittelbaren Staatsverwaltung zu 
bestimmen (Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 9. April 1975 — 2 BvR 879/ 
75 — ). Im Bereich der Vereinigung der kommu- 
nalen Arbeitgeberverbände, der Bundesbahn 
und der Bundespost bedarf es keiner besonde- 
ren Regelung mehr. 

19. Zu Artikel 1 bis 16 

Der Bundesrat erwartet, daß die Bundesregie- 
rung gemeinsam mit den anderen öffentlichen 
Arbeitgebern dem Haushaltsstrukturgesetz ent- 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung stimmt zu. Sie hat schon in 
ihrer Erklärung vom 12. September 1975 (Bulletin 
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sprechende Sparmaßnahmen auch im Tarifbe- 
reich durchsetzt. 

20. Zu Artikel 1 bis 16 

Der Bundesrat teilt mit Nachdruck die im Spar- 
programm zum Ausdruck kommende Auffas- 
sung der Bundesregierung, daß die Personalaus- 
gaben eingeschränkt werden müssen. Der Bun- 
desrat bedauert es daher um so mehr, daß die 
Bundesregierung etwa gleichzeitig mit diesem 
Sparprogramm eine Anzahl von Gesetzentwür- 
fen vorgelegt hat, die die Schaffung von über 
500 neuen Stellen bewirken, nämlich 

— in dem Entwurf eines Bundesberggesetzes 
Drucksache 350/75) über 130 neue Stellen 
beim Bund und einige hundert neue Stellen 
bei den Ländern, 

— in dem Entwurf eines Fernunterriditssdiutz- 
gesetzes (Drucksache 530/75) eine nicht be- 
zifferte, vermutlich nicht unerhebliche Per- 
sonalvermehrung bei Bund und Ländern, 

— in dem Entwurf eines Gesetzes zur verein- 
fachten Abänderung von Unterhaltsrenten 
(Drucksache 532/75) etwa 320 neue Stellen 
bei den Ländern. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung drin- 
gend, der Notwendigkeit zur Einschränkung der 
Personalausgaben auch bei ihren vorliegenden 
und künftigen Gesetzesvorhaben Rechnung zu 
tragen. 

21. Zu Artikel 18 § 1 Nr. 01 (neu) 

In Artikel 18 § 1 wird vor Nummer 1 folgende 
neue Nummer 01 eingefügt: 

,01. § 15 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„Ausbildungsförderung wird vom Beginn des 
Monats an geleistet, in dem die Ausbildung auf- 
genommen wird, frühestens jedoch mit Beginn 
des Antragsmonats." ' 

Begründung 

Die Rückwirkung kann entfallen, da die FÖrder- 
möglichkeiten inzwischen allgemein bekannt 
sind. 

22. Zu Artikel 18 § 1 Nr. 1 Buchstabe b — § 17 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 

In Artikel 18 1 Nr. 1 Buchstabe b — § 17 

Abs, 3 Satz 1 Nr. 3 ist das Wort „dritten" durch 
das Wort „zweiten" zu ersetzen. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

1975 S. 1096) ein abgestimmtes Verhalten mit Län- 
dern und Gemeinden angestrebt. 


Die Bundesregierung wird bei künftigen Gesetzes- 
vorhaben darauf achten, daß zusätzliche Personal- 
ausgaben möglichst vermieden werden. 


Die Bundesregierung stimmt diesem Vorschlag nicht 
zu. 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
die Förderungsmöglichkeiten inzwischen so allge- 
mein bekannt sind, daß auch Eltern und Auszubil- 
dende, die in die Förderung hineinwachsen, von An- 
fang an die Förderungsmöglichkeiten nach dem Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz kennen. 


Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Begründung 

Zur Prüfung der eigenen Studienbefähigung und 
-neigung ist eine Zeit von zwei Semestern aus- 
reichend, so daß es vertretbar erscheint, bei 
einem Abbruch der Ausbildung oder Wechsel 
der Fachrichtung nach dieser Zeit nur noch mit 
Darlehen zu fördern. 
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23. Zu Artikel 18 § 1 Nr. 1 Buchstabe b — § 17 
Abs. 3 Satz 3 

In Artikel 18 § 1 Nr. 1 Buchstabe b erhält § 17 
Abs. 3 Satz 3 folgende Fassung: 

„Satz 1 Nr. 2 und 3 gilt nicht, wenn der Abbruch 
der Ausbildung oder der Wechsel der Fachrich- 
tung aus unabweisbarem Grund erfolgt.“ 

Begründung 

Nachdem auf Grund von Artikel 18 § 1 Nr. 1 
Buchstabe b - § 17 Abs. 3 Satz 1 Ziff. 1 eine 
weitere und eine andere Ausbildung nach einer 
Abschlußprüfung nur noch darlehensweise ge- 
fördert werden kann, erscheint es geboten, den 
Abbruch der Ausbildung oder den Wechsel der 
Fachrichtung nach einer Zwischenprüfung för- 
derungsrechtlich gleich zu behandeln. 


24. Zu Artikel 18 § 1 Nr. 2 

Artikel 18 § 1 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

,2. § 18 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Abweichend von Absatz 1 ist das Dar- 
lehen — vorbehaltlich des Gleichbleibens der 
Rechtslage — mit sechs vom Hundert für das 
Jahr zu verzinsen, 

1. wenn es nach § 17 Abs. 3 geleistet worden 
ist, 

2. wenn der Darlehensnehmer mit mehr als 
einer Rückzahlungsrate in Verzug gerät. 

Aufwendungen für die Geltendmachung der 
Darlehensforderung sind hierdurch nicht ab- 
gegolten.“ ‘ 

Begründung 

Bei Betonung der investiven Aspekte der Bil- 
dungsförderung erscheint es nicht mehr ver- 
tretbar, bei den in § 17 Abs. 3 genannten Fall- 
gruppen durch zinslose Darlehen zu fördern. 


25. Zu Artikel 18 § 1 Nr. 3 a (neu) 

In Artikel 18 § 1 wird nach Nummer 3 folgende 
neue Nummer 3 a eingefügt: 

„3 a. § 35 Satz 2 wird wie folgt geändert: 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Der Gesetzgeber hat die Durchführung einer ande- 
ren Ausbildung nach § 7 Abs. 3 BAföG unverzüg- 
lich nach einer Zwischenprüfung, durch die der 
Zugang zu der anderen Ausbildung eröffnet wor- 
den ist, von der Darlehensregelung ausgenommen 
und diese Ausnahme im 2. BAföGÄndG 1974 be- 
kräftigt. 

Es handelt sich um Auszubildende, die nach Able- 
gung der Zwischenprüfung von einer Fachhoch- 
schule auf eine Hochschule überwechseln. Diesen 
Auszubildenden werden in der Regel die früheren 
Semester auf die Ausbildung an der Hochschule 
angerechnet. 


Die Bundesregierung weist diesen Vorschlag zu- 
rück. 

Der Vorschlag stellt einen Eingriff in den so- 
zialen Kernbereich der Ausbildungsförderung dar 
und würde vor allem Auszubildende treffen, die 
die neugeschaffene Durchlässigkeit unseres Bil- 
dungssystems nutzen, um sich höher zu qualifizie- 
ren, sowie solche Auszubildende, die aus einem 
wichtigen Grund die Fachrichtung gewechselt ha- 
ben. Die Verzinsung über die gesamte Laufzeit 
würde zu einer Verdoppelung der Schuldenlast füh- 
ren. 


Die Bundesregierung stimmt diesem Vorschlag zu. 


Dabei ist der Entwiicklung der Einkom- 
mensverhältnisse und der Vermögensbil- 
dung, den Veränderungen der Lebenshal- 
tungskosten sowie der finanzwirtschaft- 
lichen Entwicklung Rechnung zu tragen.“ 

Begründung 
Notwendige Klarstellung 
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26. Zu Artikel 18 § 2 

Artikel 18 § 2 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 2 

(1) Als Teil des Forderungsbetrages wird ein 
Härteausgleich geleistet. 

(2) Seine Höhe beträgt 10 vom Hundert des 
nach § 12 Abs. 1 bis 3 und § 13 Abs. 1, 2 und 3 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes nach 
Abzug der anzurechnenden Einkommens- und 
Vermögensbeträge auszuzahlenden Förderungs- 
betrages. 

(3) Ein Härteausgleich auf die Leistungen 
nach § 12 Abs. 4, § 13 Abs. 2 a und 4, § 14 a, 
§ 36, § 51 Abs. 2 findet nicht statt. 

(4) Anzurechnende Einkommens- und Vermö- 
gensbeträge werden zunächst vom Grundbedarf 
nach Absatz 2 und danach von den Zusatzlei- 
stungen nach Absatz 3 abgezogen." 

Begründung 

Die Neufassung stellt klar, auf welche verschie- 
denen Leistungen der Härteausgleich erbracht 
wird und in welcher Weise Einkommens- und 
Vermögensbeträge anzurechnen sind. 

Nach § 13 Abs. 2 a des Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetzes wird ein fiktiver Betrag von 
10 DM geleistet für die Abdeckung der Kranken- 
versicherung. Dieser Betrag verändert sich nicht. 
Es besteht deshalb kein die Zahlung eines Här- 
teausgleichs rechtfertigender Grund. 

Nach § 36 des Bundesausbildungsförderungsge- 
setzes werden Vorausleistungen für den Fall 
erbracht, daß die Eltern den nach den Vorschrif- 
ten des Gesetzes angerechneten Unterhaltsbe- 
trag nicht leisten, und zwar in dieser Höhe. Diese 
vorausgeleisteten Beträge werden später nach 
§ 37 auf das Amt übergeleitet. Es können aber 
nur solche Beträge übergeleitet werden, die nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz gelei- 
stet wurden. Der Härteausgleich gehört nicht zu 
diesen Leistungen. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung hält an der Regierungsvorlage 
fest. Sie ist der Auffassung, daß die vom Bundes- 
rat vorgeschlagene Ausgestaltung des Härteaus- 
gleichs zu einem wesentlich höheren Verwaltungs- 
aufwand führt. Sie hält in Anbetracht des Über- 
gangscharakters des Härteausgleichs sowie der rela- 
tiven Geringfügigkeit des Mehraufwandes ihren 
Vorschlag für sachgerechter. 

Wird aber die vom Bundesrat vorgeschlagene Re- 
gelung für erforderlich gehalten, so sollte aus ver- 
waltungstechnischen Gründen folgende Fassung 
gewählt werden: 

„§ 2 

(1) Als Ausbildungsförderung wird ein Härte- 
ausgleich geleistet; er ist Teil des Förderungsbetra- 
ges. 

(2) Seine Höhe beträgt 10 vom Hundert 

1. des um das anzurechnende Einkommen und Ver- 
mögen geminderten Bedarfs nach § 12 Abs. 1 
bis 3 und § 13 Abs. 1, 2 und 3 des Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetzes und 

2. der Leistung nach § 36 des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes, soweit sie zur Deckung des 
Bedarfs nach § 12 Abs. 1 bis 3 und § 13 Abs. 1, 2 
und 3 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
bestimmt ist. 

Einkommen und Vermögen sind zunächst auf den 
Bedarf nach § 12 Abs. 1 bis 3 und § 13 Abs. 1, 2 
und 3 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes an- 
zurechnen. 

(3) Ein Härteausgleich auf Leistungen nach § 12 
Abs. 4, § 13 Abs. 2 a und § 51 Abs. 2 des Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetzes sowie der auf Grund 
des § 13 Abs. 4 und § 14 a des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
findet nicht statt. 

(4) Die Förderungsart des Härteausgleichs richtet 
sich nach § 17 Abs. 1 und 3 des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes. Unter den Voraussetzungen des 
§ 17 Abs. 2 Bundesausbildungsförderungsgesetz wird 
der Härteausgleich als Grunddarlehen geleistet, so- 
weit der nach den Vorschriften des Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetzes die in § 17 Abs. 2 des Bun- 
desausbildungsförderungsgesetzes bezeichneten Be- 
träge unterschreitet. 

(5) Abweichend von § 37 Abs. 1 des Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetzes hat das Amt für Aus- 
bildungsförderung zu bewirken, daß der Unterhalts- 
anspruch des Auszubildenden gegen seine Eltern 
auch in Höhe des Härteausgleichs auf das Land über- 
geht. § 37 Abs. 3 bis 6 des Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetzes sind entsprechend anzuwenden." 
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27. Artikel 20: Arbeitsförderungsgesetz 

Zu Artikel 20 § 1 Nr. 1 Buchstabe b 

Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, ob 
im Hinblick auf die Gegebenheiten in den Län- 
dern eine Verlängerung der Frist in Artikel 20 
§ 1 Nr, 1 Buchstabe b — § 34 Abs. 3 AFG — an- 
gezeigt ist. 

Begründung 

Die Festsetzung einer Frist von zwei Wochen 
ist unbillig. Die Prüfung dauert in der Regel 
nämlich länger als die angegebene Frist. Dies 
ist eine allgemeine Erfahrungstatsache. Es wäre 
unbillig, den Teilnehmer für organisatorische 
Prüfungsdurchführungsfragen etc. zu belasten, 
die in der Regel außerhalb seiner Einflußmög- 
lichkeiten stehen. 

28. Artikel 20: Arbeitsförderungsgesetz 

Zu Artikel 20 § 1 Nr. 6 Buchstabe a 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren klarzustellen, daß die 
in § 44 Abs. 2 AFG unter Nummer 2 aufgeführte 
Bedingung der unmittelbaren Bedrohung von 
Arbeitslosigkeit eine solche Auslegung erfahren 
kann, daß auch für diejenigen Arbeitnehmer, 
deren Arbeitsplätze auf Grund der technischen 
Entwicklung oder des wirtschaftlichen Struktur- 
wandels unmittelbar bedroht sind, eine ausrei- 
chende finanzielle Basis zur beruflichen Umschu- 
lung bzw. Anpassung erhalten bleibt. 

Begründung 

Die in der Begründung zu § 44 Abs. 2 Nr. 2 AFG 
gegebene Definition des Personenkreises, der 
als von Arbeitslosigkeit unmittelbar bedroht an- 
zusehen ist, läßt nicht ohne weiteres erkennen, 
ob darunter auch Arbeitnehmer fallen, für die 
sich nachteilige Folgen aus der technischen Ent- 
wicklung oder aus dem wirtschaftlichen Struk- 
turwandel abzeichnen. Auch ihnen sollte ein 
volles Unterhaltsgeld gewährt werden, damit sie 
rechtzeitig die Chancen zur beruflichen Umschu- 
lung bzw. Anpassung entsprechend den arbeits- 
marktpolitischen Zielsetzungen des AFG erhal- 
ten. 

Mit einem Förderungsbetrag von 58 Vo des Net- 
toarbeitsentgelts — dieser Satz entspricht nahe- 
zu der Arbeitslosenhilfeunterstützung — wäre 
weder ein ausreichender Anreiz noch eine aus- 
reichende finanzielle Basis zur Umschulung ge- 
geben. Es könnte sein, daß unter solchen Förde- 
rungsvoraussetzungen eine arbeitsmarktpoli- 
tisch notwendige Umschulung zu weit hinausge- 
schoben wird. 

29. Artikel 20: Arbeitsförderungsgesetz 

Zu Artikel 20 § 1 Nr. 37 

In Artikel 20 § 1 wird Nummer 37 gestrichen. 


Gegenäußern ng der Bundesregierung 


Die Frage wird im Verlauf des weiteren Gesetzge- 
bungsverfahrens geprüft. 


Der in der Entschließung zum Ausdruck gebrachten 
Auffassung zur Auslegung des in § 44 Abs. 2 Nr. 2 
AFG verwendeten Begriffs „von Arbeitslosigkeit 
unmittelbar bedroht" wird zugestimmt. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Auf einen angemessenen Beitrag der Solidargemein- 
schaft von Arbeitnehmern und Arbeitgebern durch 
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Begründung 

Der Bundesrat erkennt grundsätzlich an, daß 
die Ausgaben der Arbeitslosenversicherung auf 
mittlere Frist durch Beiträge gedeckt werden 
müssen. Die von der Bundesregierung vorge- 
sehene Betragserhöhung kann jedoch im ge- 
genwärtigen Zeitpunkt nicht akzeptiert wer- 
den. Sie würde die Unternehmen unmittelbar 
mit jährlich rd. 2 Mrd. DM zusätzlich belasten. 
Eine weitere Belastung drohte durch die Ge- 
fahr, daß auch der auf die Arbeitnehmer entfal- 
lende Anteil von ebenfalls 2 Mrd. DM im Rah- 
men der bevorstehenden Lohnverhandlungen 
auf die Unternehmer abgewälzt würde. Solche 
Auswirkungen lassen sich weder mit den kon- 
junkturellen Erfordernissen noch mit dem all- 
seits anerkannten strukturpolitischen Ziel einer 
Stärkung der Investitionsfähigkeit der Wirt- 
schaft in Einklang bringen. Damit würde auch 
das wichtigste Ziel, die Zahl der Arbeitslosen 
zu vermindern, zusätzlich gefährdet. 

30. Zu Artikel 20 a (neu) 

Nach Artikel 20 ist folgender Artikel 20 a ein- 
zufügen: 

, Artikel 20 a 
Bundessozialhilfegesetz 

Das Bundessozialhilfegesetz in der Fassung 
vom 18. September 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1688) mit Änderungen vom 25. März 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 777) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 31 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Ausbildungshilfe ist auch zu gewähren 
zum Besuch einer Realschule, eines Gym- 
nasiums, einer Ausbildungsstätte, deren 
Ausbildungsabschluß dem einer Realschule 
oder eines Gymnasiums gleichgestellt ist, 
sowie einer Berufsfachschule." 

2. § 31 Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen. 

3. In § 32 Abs. 1 wird folgende neue Nummer 5 
eingefügt: 

„5. die Ausbildung nicht im Rahmen 
des Bundesausbildungsförderungsgeset- 
zes oder des Arbeitsförderungsgesetzes 
dem Grunde nach förderungsfähig ist; 
dies gilt nicht für Maßnahmen nach § 40 
Abs. 1 Nr. 4 und 5 BSHG." 

4. In § 32 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte von 
„einer Berufsaufbauschule" bis „Hoch- 
schule" gestrichen. 

5. § 34 wird gestrichen. 

6. In § 35 werden die Worte „zum Besuch einer 
Fachschule" gestrichen. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

Erhöhung des Beitragssatzes kann angesichts der 
gegenwärtigen Arbeitsmarktlage und der damit ver- 
bundenen finanziellen Belastung der Bundesanstalt 
für Arbeit nicht verzichtet werden. Auch im Inter- 
esse eines ausgeglichenen Haushalts des Bundes 
müssen die Finanzhilfen nach § 187 Abs. 2 AFG be- 
grenzt werden. Im Jahre 1975 hat der Bund von den 
Gesamtausgaben der Bundesanstalt für Arbeit von 
19 Mrd. DM rd. 8,3 Mrd. DM zu tragen. Bei gleich- 
bleibenden Beiträgen würde die Bundesanstalt für 
Arbeit im Jahre 1976 einen Zuschußbedarf in etwa 
der gleichen Höhe haben. Die Bundesregierung be- 
absichtigt, von der Berechtigung, den Beitragssatz 
niedriger festzusetzen, Gebrauch zu machen, sobald 
dies vertretbar ist. 


Die Bundesregierung stimmt der Einfügung eines 
Artikels 20 a zu, schlägt jedoch folgende Fassung 
vor: 

, Artikel 20 a 
Bundessozialhilfegesetz 

§ 1 

Das Bundessozialhilfegesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1688), zuletzt geändert durch das Straf- 
rechtsreform-Ergänzungsgesetz vom 28. August 1975 
(Bundesgesetzbl. I S. 2289), wird wie folgt geändert: 

1. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Ausbildungshilfe ist auch zu gewähren 
zum Besuch einer Realschule, eines 
Gymnasiums, einer Ausbildungsstätte, 
deren Ausbildungsabschluß dem einer 
Realschule oder eines Gymnasiums 
gleichgestellt ist, sowie einer Berufsfach- 
schule. 

bb) Satz 2 wird gestrichen. 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Ausbildungshilfe wird nicht gewährt, 
wenn die Ausbildung im Rahmen des Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetzes oder des Ar- 
beitsförderungsgesetzes dem Grunde nach 
förderungsfähig ist." 

2. In § 32 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „ , einer 
Berufsaufbauschule, einer Fachschule, einer hö- 
heren Fachschule, einer Akademie oder einer 
Hochschule" gestrichen. 
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7. In § 100 Abs. 1 Nr. 6 werden die Worte „der 
Ausbildungshilte oder" gestrichen." ' 

Begründung 

Durch Artikel 18 und 20 des Entwurfs eines 
Haushaltsstrukturgesetzes wird die Förderung 
im Rahmen des Ausbildungsförderungsgesetzes 
und des Arbeitsförderungsgesetzes wesentlich 
eingeschränkt. Würde man die Vorschriften 
über die Ausbildungshilfe im Rahmen des Bun- 
dessozialhilfegesetzes (§§ 31 ff.) unverändert 
bestehen lassen, hätte dies zur Folge, daß in 
vielen Fällen der verminderte Betrag der Lei- 
stung nach dem Bundesausbildungsförderungs- 
gesetz oder dem Arbeitsförderungsgesetz als 
Sozialhilfeleistung zu erbringen wäre. Diese 
indirekte Folge einer Leistungsverminderung 
in speziellen Gesetzen sollte aus systemati- 
schen Gründen und im Hinblick auf die sub- 
sidiäre Natur der Sozialhilfe ausgeschlossen 
werden; sie würde zudem zu einer kaum trag- 
baren finanziellen Mehrbelastung der Sozial- 
hilfeträger führen. 

In vorstehendem Änderungsvorschlag wird 
durdi Ergänzung des § 32 Abs. 1 (vgl. Num- 
mer 3) die Aufstockung von Leistungen im Rah- 
men des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
und Arbeitsförderungsgesetzes durch die Sozial- 
hilfe ausgeschlossen. Die übrigen Änderungs- 
vorschläge sind Folgerungen hieraus. 


Gegen äußerung der Bundesregierung 

3. In § 33 werden Absatz 2 Sätze 2 und 3 und Ab- 
satz 3 gestrichen. 

4. § 34 wird aufgehoben. 

5. In § 35 Satz 1 werden die Worte „oder zum Be- 
such einer Fachschule" gestrichen. 

6. In § 100 Abs. 1 Nr. 6 werden die Worte „der Aus- 
bildungshilfe oder" gestrichen. 

§ 2 

Für laufende Leistungen, die bei Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes nach den §§ 31 bis 35 des Bundessozial- 
hilfegesetzes gewährt werden, gilt § 141 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes entsprechend.' 

Begründung 

Zu§ 1 

1. Die Anfügung des Absatzes 4 in § 31 anstelle 
der vom Bundesrat vorgeschlagenen Erweite- 
rung des § 32 Abs. 1 stellt sicher, daß eine Auf- 
stockung von Leistungen nach dem Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetz und dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz durch Leistungen der Ausbildungs- 
hilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz allge- 
mein ausgeschlossen wird, wie dies nach der 
vom Bundesrat gegebenen Begründung ange- 
strebt wird. Dieses Ziel würde bei einer Er- 
weiterung des § 32 Abs. 1 nur unvollkommen, 
und zwar nur hinsichtlich der Leistungen zur 
nichtschulischen Berufsausbildung, erreicht wer- 
den. 

2. Die Änderung des § 33 soll vermeiden, daß Aus- 
zubildende, die Ausbildungshilfe nach dem Bun- 
dessozialhilfegesetz erhalten, hinsichtlich der 
Leistungen zum Lebensunterhalt durch Zubilli- 
gung eines Mehrbedarfs ungleich besser gestellt 
werden als solche Auszubildende, deren Ausbil- 
dung nach dem BAföG oder dem AFG gefördert 
wird. 

Im übrigen ist die Sozialhilfepraxis in Überein- 
stimmung mit dem Deutschen Verein für öffent- 
liche und private Fürsorge und anderen Fach- 
kreisen einhellig der Auffassung, daß der bisher 
in § 33 Abs. 2 vorgesehene Mehrbedarf nach der 
Neugestaltung des für die Bemessung des Regel- 
satzes maßgebenden Warenkorbes und der Än- 
derung der Regelsatzverordnung im Jahre 1971 
sachlich nicht mehr zu rechtfertigen ist. 

Ein Bedürfnis für die in Absatz 3 enthaltene Ver- 
ordnungsermächtigung besteht nicht mehr. 

Zu § 2 

§ 2 sichert — ebenso wie das Bundessozialhilfe- 
gesetz von 1961 und die Änderungsgesetze von 1969 
und 1974 — für laufende Leistungen die Wahrung 
des Besitzstandes auf die Dauer eines Jahres. 
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31. Artikel 22: Bundesversorgungsgesetz 

Die in § 22 vorgesehenen Einschränkungen im 
Bereich der Kriegsopferversorgung haben teil- 
weise besondere Härten zur Folge. Die Bun- 
desregierung wird gebeten, im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob dies durch umgestaltete bzw. andere Rege- 
lungen im Kriegsopferbereich vermieden wer- 
den kann. 


32. Zu Artikel 22 § 1 Nr. 4 Buchstabe a (§ 48 

Abs. 1 BVG) 

§ 48 Abs. 1 BVG wird um folgenden Satz 4 er- 
gänzt: 

„Satz 3 gilt nicht für Hinterbliebene von 
Schwerbeschädigten, die im Zeitpunkt des 
Todes Anspruch auf Beschädigtenrente eines 
Erwerbsunfähigen oder wegen nicht nur vor- 
übergehender Hilflosigkeit Anspruch auf eine 
Pflegezulage hatten." 

Begründung 

Durch diese Ergänzung soll sichergestellt wer- 
den, daß Hinterbliebene von Schwerbeschädig- 
ten, die im Zeitpunkt des Todes Anspruch auf 
Beschädigtenrente eines Erwerbsunfähigen 
oder wegen nicht nur vorübergehender Hilf- 
losigkeit Anspruch auf eine Pflegezulage hat- 
ten, Witwen- und Waisenbeihilfe erhalten, 
ohne daß hier eine Prüfung des wirtschaft- 
lichen Bedürfnisses stattfindet. Eine derartige 
Regelung erscheint bei diesem besonders 
schwer betroffenen Personenkreis gerechtfer- 
tigt. Sie entspricht auch der in der Begrün- 
dung zur Gesetzesvorlage (II. Besonderer Teil 
— Artikel 22 zu § 1 Nr. 4 ~ § 48 BVG — • 
Abs. 2 — S. 55, 56 Drucksache 575/75) zum Aus- 
druck kommenden Absicht, diesen Personen- 
kreis von der Bedürfnisprüfung auszunehmen. 
Die Gesetzesfassung entspricht dem nicht. 


33. Zu Artikel 22 § 2 Abs. 3 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 
prüfen, ob Artikel 22 § 2 Abs. 3 wie folgt neu 
gefaßt werden sollte: 

„(3) § 48 Abs. 1 des Bundesversorgungsge- 
setzes in der durch § 1 Nr. 4 geänderten Fas- 
sung gilt nur, wenn die Beschädigung nach 
Inkrafttreten dieser Neufassung erfolgt ist." 

Begründung 

Mit der Entwurfsfassung würden versorgungs- 
rechtliche Ansprüche im Rahmen des sozialen 
Entschädigungsrechts abgebaut, die der Ge- 
setzgeber 1960 (1. Neuordnungsgesetz) und 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
vorgeschlagenen Maßnahmen in Verbindung mit 
den dazu ergehenden Übergangsregelungen nicht 
zu unvertretbaren Härten führen werden. 


Die Bundesregierung wird den Antrag im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Entsprechend dem Grundgedanken des sozialen Ent- 
schädigungsrechts sollen künftig eine Witwen- und 
Waisenbeihilfe nur die Hinterbliebenen erhalten, 
deren Versorgung durch die Schädigung des Ver- 
storbenen beeinträchtigt ist. Dabei wird bei Er- 
werbsunfähigen und Pflegezulageempfängern stets 
angenommen, daß ihre Schädigung zu einer Beein- 
trächtigung der Hinterbliebenenversorgung geführt 
hat. Von dieser Neuregelung sollen diejenigen Hin- 
terbliebenen, die bisher bereits eine Witwen- und 
Waisenbeihilfe erhalten, nicht zu ihrem Nachteil 
betroffen werden. Daher ist diese Neuregelung nur 
dann anwendbar, wenn der Beschädigte nach dem 
31. Dezember 1975 verstorben ist, 
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1964 (2. Neuordnungsgesetz) im Zuge der Wei- 
terentwicklung des Kriegsopferrechts geschaf- 
fen hat. 

Anders als bei der Mehrzahl der übrigen Ein- 
sparungsvorschläge könnten sich die Betroffe- 
nen nicht auf den neuen Rechtstatbestand ein- 
stellen. Im Falle der Witwen- und Waisenbei- 
hilfe ist davon auszugehen, daß viele versor- 
gungsberechtigte Schwerbeschädigte — ver- 
trauend auf die vor 15 bzw. 12 Jahren im Rah- 
men des sozialen Entschädigungsrechts begrün- 
deten Versorgungsleistungen — auf eigene 
weitergehende versicherungsrechtliche Sonder- 
regelungen verzichtet haben. Eine solche in 
zurückliegender Zeit getroffene Entscheidung 
würde bei Zugrundelegung der vorgeschlage- 
nen Neufassung weitreichende Konsequenzen 
haben, die auch nicht durch entsprechende 
Nachversicherungen der Betroffenen aufgefan- 
gen werden könnten. Dies um so weniger, als 
überwiegend ein Personenkreis mit kleineren 
Einkommen betroffen sein würde. 


Artikel 24: Lastenausgleichsgesetz 

34. In Artikel 24 ist in § 323 a das Wort „zwei" 
durch das Wort „fünf" zu ersetzen. 

Begründung 

Die im Rahmen der Aussiedlung aus den ost- 
bzw. südosteuropäischen Gebieten oder als 
Sowjetzonenflüchtlinge aus Mitteldeutschland 
in den Geltungsbereich der Bundesgesetze ge- 
langenden Deutschen benötigen einen Zeitraum 
von ca. zwei Jahren zur Eingewöhnung in die 
Verhältnisse der Bundesrepublik Deutschland 
bzw. von West-Berlin. Innerhalb dieses Zeit- 
raumes erfolgt die Begründung eines eigenen 
Hausstandes und die Einrichtung der Wohnung. 
Der Aussiedler überblickt in der Regel noch 
nicht, ob er eine selbständige Existenz begrün- 
den, inwieweit der Erwerb eines Eigenheimes 
realisiert werden bzw. eine landwirtschaftliche 
Nebenerwerbsstelle angestrebt werden kann. 

Bei der Entscheidung über die Gewährung von 
Aufbaudarlehen wird auch die Eigenkapitalaus- 
stattung des Darlehensbewerbers geprüft. Es ist 
nahezu unmöglich, innerhalb von zwei Jahren 
nach dem erstmaligen Eintreffen des Berechtig- 
ten im Geltungsbereich der Bundesgesetze das 
nötige Eigenkapital anzusammeln. Nach Ab- 
schluß der Eingewöhnungsphase müssen ge- 
schäftliche Verbindungen gesucht, geknüpft und 
intensiviert werden, ehe eine hinreichende Ver- 
trauensgrundlage für den Aufbau einer Exi- 
stenz geschaffen ist. 

Einerseits bemüht man sich anerkennenswerter- 
weise, die Zahl der Aussiedler ständig zu er- 
höhen, während man andererseits durch Ein- 
führung der vorgesehenen Zweijahresausschluß- 


Gegenäuberung der Bundesregierung 

Demgegenüber stellt es der Prüfungsantrag auf den 
Tag des Eintritts der Schädigung ab. Das bedeutet, 
daß von dieser Regelung nur die Hinterbliebenen 
von Soldaten der Bundeswehr, Zivildienstleistenden 
oder Impfgeschädigten betroffen werden. Zudem 
könnte bei der Lebenserwartung dieser Personen 
— von Einzelfällen abgesehen — die Neuregelung 
erst in 20 oder mehr Jahren Anwendung finden. 


Die Bundesregierung wird den Antrag im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. 
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frist (anstelle der bisher fünf Jahre) für Neu- 
ankömmlinge die Förderungsmöglichkeiten auf 
ein Mindestmaß reduzieren würde, was letzt- 
lich bei den Neuankömmlingen zu Unzufrieden- 
heit und Enttäuschung über die hiesigen Ver- 
hältnisse führen müßte. 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weite- 
ren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die 
Eingliederungsdarlehen für Altgeschädigte 
nicht wie in dem Gesetzentwurf vorgesehen mit 
Ablauf des Jahres 1976 abzuschließen, sondern 
lediglich vorübergehend auszusetzen sind. 


Artikel 26: Reparationsschädengesetz 

35. In Artikel 26 ist in § 45 Abs. 6 das Wort „zwei" 
durch das Wort „fünf" zu ersetzen. 

Begründung 

Auf die Begründung der Änderungsempfehlung 
zu Artikel 24 wird verwiesen. 

Artikel 27: Flüchtlingshilfegesetz 

36. In Artikel 27 ist in § 19 a das Wort „zwei" durch 
das Wort „fünf" zu ersetzen. 

Begründung 

Auf die Begründung der Anderungsempfehlung 
zu Artikel 24 wird verwiesen. 

Artikel 28: Allgemeines Kriegsfolgengesetz 

37. In Artikel 28 ist in § 73 Abs. 2 neuer Satz das 
Wort „zwei" durch das Wort „fünf" zu ersetzen. 

Begründung 

Auf die Begründung der Anderungsempfehlung 
zu Artikel 24 wird verwiesen. 

Artikel 29: Häftlingshilfegesetz 

38. In Artikel 29 ist in § 9 a Abs. 3 Nr. 1 das Wort 
„zwei" durch das Wort „fünf" zu ersetzen. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Dem Entschließungsantrag kann nicht gefolgt wer- 
den. Es ist nicht ersichtlich, welcher Personenkreis 
mit dem Begriff „Altgeschädigte" angesprochen 
wird; einen solchen Begriff kennen auch die in den 
Artikel 24 bis 31 des Gesetzentwurfs erwähnten 
Gesetze nicht. Falls damit Personen gemeint sein 
sollten, die schon immer Eingliederungsdarlehen 
erhalten konnten, ist zu bemerken, daß der Gesetz- 
entwurf hierzu eine Regelung nicht vorgesehen 
hat. Für diese Personen war bereits mit Ablauf des 
Jahres 1974 die Möglichkeit ausgeschlossen, Ein- 
gliederungsdarlehen nach dem LAG zu erhalten 
(§ 323 Abs. 1). Der vorliegende Gesetzentwurf be- 
faßt sich lediglich mit Personen, die nach diesem 
Zeitpunkt durch spätere Übersiedlung in die Bun- 
desrepublik antragsberechtigt wären. 


Die Bundesregierung wird den Antrag im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. 


Die Bundesregierung wird den Antrag im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. 


Die Bundesregierung wird den Antrag im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. 


Die Bundesregierung wird den Antrag im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. 
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Begründung 

Auf die Begründung der Änderungsempfehlung 
zu Artikel 24 wird verwiesen. 


Artikel 30: Kriegsgefangenenentschädigungs- 
gesetz 

39. In Artikel 30 Nr. 1 — § 28 Satz 1 Buchstabe a, 
Nr. 2 — § 29 Abs. 1 Satz 2, 

Nr. 3 — § 30 Abs. 1 Satz 2 und 
Nr. 4 — § 30 Abs. 1 Satz 4 

ist jeweils das Wort „zwei"' durch das Wort 
„fünf" zu ersetzen. 

Begründung 

Auf die Begründung der Änderungsempfehlung 
zu Artikel 24 wird verwiesen. 


Artikel 31: Bundes vertriebenengesetz 

40. In Artikel 31 ist in § 46 Abs. 1 Satz 3 das Wort 
„zwei" durch das Wort „fünf" zu ersetzen. 

Begründung 

Auf die Begründung der Änderungsempfehlung 
zu Artikel 24 wird verwiesen. 


Artikel 34: Krankenhausfinanzierungsgesetz 
(KHG) 

41. Artikel 34 ist wie folgt zu ändern: 
a) Nummer 1 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Begrenzung des Bundesanteils für ge- 
setzlich bestimmte Leistungen widerspricht 
dem Grundsatz der Selbstkostendeckung. 
Würde für die Finanzhilfen nach § 22 Abs. 1 
Satz 1 KHG nicht mehr von den tatsächlich 
anfallenden Kosten ausgegangen, dann müß- 
ten die Länder entsprechend höhere Leistun- 
gen erbringen oder es müßten die durch das 
KHG eingeführten Rechtsansprüche der Trä- 
ger limitiert werden oder es müßten die nicht 
gedeckten Aufwendungen wieder über einen 
erhöhten Pflegesatz finanziert werden. Damit 
würde ein Zustand wie vor der Verabschie- 
dung des KHG herbeigeführt. Die vorgesehe- 
ne Regelung würde ferner gesetzlich be- 
stimmte Leistungen auf dem Stand von 1975 
festschreiben. Die beabsichtigten Steige- 
rungsquoten decken kaum die inflationsbe- 
dingten Mehrungen. Qualitative Änderun- 
gen, z. B. Fortschritte in der Medizintechnik, 
wesentliche Änderungen der Nutzungsdauer, 
wären ausgeschlossen. 


Gegen äüßerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung wird den Antrag im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. 


Die Bundesregierung wird den Antrag im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Durch die Gesetzesänderung wird die Struktur des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes nicht verändert. 
Die Drittelbeteiligung des Bundes wird auch bei der 
Plafondierung beibehalten. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß die Länder durch Begrenzung 
der Zahl der geförderten Betten über ihre Kranken- 
hausbedarfsplanung in der Lage sind, den Gesamt- 
aufwand der gesetzlichen Verpflichtungen entspre- 
chend zu steuern. Im Hinblick auf den Bettenüber- 
hang in der Bundesrepublik ist es notwendig, den 
derzeitigen Bettenbestand dem tatsächlichen Bedarf 
anzupassen. Daraus ergibt sich eine fühlbare Ent- 
lastung von Ländern und Bund bei der Investitions- 
förderung. Im übrigen ist der festgelegte Förde- 
rungsrahmen für gesetzlich bestimmte Leistungen 
nach den vom Bund in den vergangenen Jahren 
gewährten Finanzhilfen sowie dem voraussicht- 
lichen Bedarf der Länder in den kommenden Jah- 
ren bemessen worden. 
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b) Nummer 2 Buchstabe b ist wie folgt zu fas- 
sen: 

,b) Nach den Worten „1975 385 Millionen 
DM" werden ein Beistrich und die Worte 
„1976 404 Millionen DM, 1977 425 Mil- 
lionen DM, 1978 390 Millionen DM und 
1979 305 Millionen DM" eingefügt.' 

Begründung 

Der von der Bundesregierung vorgesehene 
Abbau der Finanzhilfen des Bundes für Kran- 
kenhausneubauten führte bei den Ländern 
angesichts der großen Zahl laufender Bau- 
vorhaben zu finanziell untragbaren Belastun- 
gen, Zur Vermeidung dieser Belastungen ist 
es erforderlich, daß die von der Bundesregie- 
rung vorgesehenen Kürzungen erst ein Jahr 
später einsetzen. 

c) Nummer 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Gegen die Abstimmung der Bedarfsermitt- 
lung zwischen Bund und Ländern bestehen 
verfassungsrechtliche Bedenken (Artikel 83 
Grundgesetz). Es würde in die gesetzlich ge- 
sicherte Planungshoheit eingegriffen. Außer- 
dem besteht die Gefahr einer verfassungsun- 
zulässigen Mischverwaltung. 


42. Artikel 34 wird wie folgt ergänzt: 

Nummer 4 

§ 30 Abs. 2 des Gesetzes zur wirtschaftlichen 
Sicherung der Krankenhäuser und zur Regelung 
der Krankenhauspflegesätze — KHG — vom 
29. Juni 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1009), geän- 
dert durch Artikel 287 Nr. 8 des Einführungsge- 
setzes zum Strafgesetzbuch, erhält folgende Fas- 
sung: 

„Abweichend von § 17 Abs, 4 Nr. 4 sind bei 
der Festsetzung der Pflegesätze die Kosten der 
mit einem Krankenhaus verbundenen Ausbil- 
dungsstätten bis zum 31. Dezember 1985 zu be- 
rücksichtigen, es sei denn, daß diese in einem 
entsprechenden Umfange nach anderen Rechts- 
vorschriften gefördert werden." 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Anhebung der Neubaupauschale des Bundes 
von 385 Millionen DM in 1975 auf 404 Millionen 
DM in 1976 und die dann erst stufenweise erfol- 
gende Herabsetzung gibt den Ländern die Möglich- 
keit, sich in einer angemessenen Übergangszeit- 
auf die notwendige Streckung ihrer Neubaupro- 
gramme einzustellen. Die von Bund und Ländern 
für Neubaumaßnahmen insgesamt bereitzustellen- 
den Mittel reichen nach Auffassung der Bundes- 
regierung aus, um begonnene Bauten fortzuführen 
sowie unabweisbare Ersatzbauvorhaben in angemes- 
sener Frist zu verwirklichen. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Es ist nicht beabsichtigt, die Zuweisung der Bundes- 
mittel von der abgestimmten Bedarfsermittlung ab- 
hängig zu machen. Die abgestimmte Bedarfsermitt- 
lung soll lediglich Grundlage für die rechnerische 
Bemessung des Förderungsrahmens des Bundes 
sein. Für die Zuweisung der Finanzhilfen des Bun- 
des gelten unverändert die Kriterien des § 23 Kran- 
kenhausfinanzierungsgesetz (Einwohnerzahl), Die 
Bundesregierung wird im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren prüfen, ob eine entsprechende Klarstel- 
lung erforderlich ist. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Nach der bei Verabschiedung des Krankenhaus- 
finanzierungsgesetzes getroffenen Grundsatzent- 
scheidung, die Bund und Länder gemeinsam getra- 
gen haben, ist davon ausgegangen worden, daß 
die Finanzierung der Ausbildungsstätten über den 
Pflegesatz nur als Ausnahmefall anzusehen ist und 
die Finanzierung in die sonst für Ausbildungsstät- 
ten geltenden Finanzierungsformen überführt wird. 


Begründung 

Nach § 30 Abs. 2 KHG dürfen die Kosten bei 
den mit den Krankenhäusern verbundenen Aus- 
bildungsstätten nach dem 31. Dezember 1978 
nicht mehr im Pflegesatz berücksichtigt werden. 
Zu diesem Zeitpunkt sollten ursprünglich die 
Selbstkosten nach § 17 Abs. 4 Nr. 4 KHG durch 
Übernahme der Kosten der Krankenpflegeschu- 
len und der Ausbildungsstätten für andere nicht- 
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ärztliche Heilberufe an Krankenhäusern auf die 
Haushalte von Ländern und Gemeinden berei- 
nigt werden. Die Länder können jedoch zur Zeit 
nicht über eine Förderung aus den öffentlichen 
Haushalten befinden. Eine solche Entscheidung 
setzt Klarheit über Inhalt und Form der zu- 
künftigen Ausbildung sowie über die Struktur 
der Ausbildungsstätten der Krankenpflegebe- 
rufe voraus. Es ist zweifelhaft, ob und in wel- 
cher Form der inzwischen vom Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit erarbeitete 
Referentenentwurf eines Gesetzes über nicht- 
ärztliche Heilberufe in der Geburtshilfe und in 
der Krankenpflege in absehbarer Zeit Gesetz 
werden wird. Finanzierungsregelungen der Län- 
der blieben deshalb zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt mit der Ungewißheit über die Höhe der 
zukünftigen Kosten behaftet. 

Den Schulträgern kann jedoch nicht zugemutet 
werden, auf eine Entscheidung über die Auf- 
bringung der Kosten bis zum 31. Dezember 1978 
zu warten. Da die Ausbildungen in der Kran- 
ken- und Kinderkrankenpflege, die den Haupt- 
teil der Ausbildungsstätten an Krankenhäusern 
ausmachen, drei Jahre dauern, muß die Auf- 
bringung der Ausbildungskosten mindestens 
drei Jahre im voraus sichergestellt sein. 

Darüber hinaus wird die Verlagerung der Ko- 
sten auch infolge der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung und der darauf zurückzuführenden 
erheblichen Verringerung der Einnahmen von 
Ländern und Gemeinden nicht zum vorgesehe- 
nen Zeitpunkt möglich sein. 

Ein Hinausschieben des Termins für die Her- 
ausnahme dieser Kosten aus dem Pflegesatz ist 
deshalb unumgänglich. Ais neuer Termin ist der 
31. Dezember 1985 vorgesehen. Die Änderung 
des Termins ist auch für die Kostenträger der 
Krankenhauspflegesätze zumutbar. Die aufzu- 
wendenden Mittel kommen der Krankenversor- 
gung zugute. Die Kosten der Ausbildungsstät- 
ten machen von den gesamten Selbstkosten der 
Krankenhäuser einen so geringen Anteil aus, 
daß mit einer nennenswerten Auswirkung auf 
die Beitragssätze in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung nicht zu rechnen ist. 

Durch die Vorschrift wird § 30 Abs. 2 KHG, 
der die Berücksichtigung der Kosten der Aus- 
bildungsstätten zeitlich und inhaltlich begrenzt, 
in zweifacher Hinsicht geändert. 

Zeitlich wird die Frist für die Aufnahme von 
Ausbildungskosten in die Selbstkosten der 
Krankenhäuser vom 31. Dezember 1978 auf den 
31. Dezember 1985 verlängert. 

Darüber hinaus müssen die inhaltlichen Bedin- 
gungen, unter denen Kosten von Ausbildungs- 
stätten in die Selbstkosten aufgenommen wer- 
den dürfen, an den neuen Termin angepaßt wer- 
den. Die geltende Fassung des § 30 Abs. 2 stellt 
für die Berücksichtigung der Kosten von Aus- 


Gcgenäußeiung der Bundesregierung 
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bildungsstätten auf das Inkrafttreten der Vor- 
schrift am 1. Januar 1972 ab. Dieser Stand an 
Ausbildungsstätten kann indes nicht bis zum 
31. Dezember 1985 angehalten, sondern muß 
ständig an die gesundheitspolitischen Erforder- 
nisse, insbesondere auch an die Krankenhaus- 
planung der Länder angepaßt werden. Die Vor- 
schrift soll deshalb so gefaßt werden, daß Ver- 
änderungen in den Schulgrößen ebenso ermög- 
licht werden wie Neugründungen, um den Ver- 
lust an Ausbildungsplätzen durch Schließung 
einzelner, vor allem kleinerer Schulen wieder 
auszugleichen. 

43. Artikel 35: Gemeindeverkehrsfinanzierungsge- 
setz 

Artikel 35 ist wie folgt zu fassen: 

, Artikel 35 

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 

§ 10 des GVFG in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 13. März 1972 (Bundesgesetzbl. I 
S. 501), und geändert durch Artikel 10 des 
Steueränderungsgesetzes 1973 vom 26. Juni 
1973 (Bundesgesetzbl. I S. 676), wird wie folgt 
geändert: 

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für Vorhaben zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden nach 
Maßgabe dieses Gesetzes sind zu verwen- 
den: 

1. 90 vom Hundert des Mehraufkommens 
an Mineralölsteuer, das sich auf Grund 
von Artikel 8 § 1 des Steueränderungsge- 
setzes 1966 vom 23. Dezember 1966 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 702) ergibt, 

2. 90 vom Hundert des Mehraufkommens 
an Mineralölsteuer, das sich auf Grund 
von Artikel 1 § 1 des Verkehrsfinanzge- 
setzes 1971 vom 28. Februar 1972 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201) ergibt, soweit es nach 
Artikel 3 des Verkehrsfinanzgesetzes 
1971 für Zwecke dieses Gesetzes zur Ver- 
fügung steht." 

2. Absatz 3 'erhält folgende Fassung: 

„(3) Zur zusätzlichen Finanzierung von 
Vorhaben nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 und 5 
Satz 2 können die Länder bis zu 15 vom Hun- 
dert ihres Anteils nach § 6 Abs. 2 für Vor- 
haben verwenden, die in das Programm nach 
§ 6 Abs. 1 aufgenommen sind." ' 

Begründung 

Die beabsichtigte Änderung der Aufteilung der 
zweckgebundenen Mittel zwischen Straßenbau 
und ÖPNV zugunsten des ÖPNV führt zu einer 
Benachteiligung des kommunalen Straßenbaus. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Bundesregierung hält die Änderung des Schlüs- 
sels für die Aufteilung der zweckgebundenen Mit- 
tel auf die Bereiche kommunaler Straßenbau und 
öffentlicher Personennahverkehr zugunsten des 
öffentlichen Personennahverkehrs von 50 : 50 in 
45 ; 55 zur Vermeidung erheblicher Störungen des 
Investitionsprogramms für unerläßlich. Sie möchte 
außerdem vermeiden, daß laufende Baumaßnahmen 
stillgelegt werden müssen. Solche Auswirkungen 
sind hingegen im Bereich des kommunalen Straßen- 
baus nicht zu erwarten. Auch werden durch die 
Änderung des Verteilungsschlüssels die berechtig- 
ten Belange der besonders auf den Straßenverkehr 
angewiesenen Bevölkerung und Wirtschaft in den 
ländlichen Räumen nicht negativ betroffen. 
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Die lOVoige Kürzung nach Absatz 1 würde sich 
auf den Anteil der kommunalen Straßenbaumit- 
tel mit 9,5 Vo und auf den Anteil des ÖPNV mit 
nur 0,5 ®/o auswirken. Diese Benachteiligung ist 
für den kommunalen Straßenbau, der gerade in 
dem weiteren Umland der Verdichtungsräume 
und in den ländlichen Räumen durch den ÖPNV 
nicht ersetzt werden kann, was auch die Bundes- 
regierung mehrfach bestätigt hat, nicht hinnehm- 
bar. 

Darüber hinaus haben Verkehrserhebungen be- 
wiesen, daß selbst in den Verdichtungsräumen 
und in den größeren Städten mehr als 75 Vo der 
gesamten Personenbeförderungen vom indivi- 
duellen Kraftfahrzeugverkehr geleistet werden. 
Dieser Kraftfahrzeugverkehr verlangt Verbesse- 
rungen des Straßennetzes, die der Kraftfahrer 
mit der „6-Pfennig-Treibstoffmehrsteuer" bereits 
bezahlt. 

Investitionen im Straßenbau bringen schließlich 
den kommunalen Trägern geringere Folge- 
kosten als die Investitionen für die ÖPNV-An- 
lagen. 

Durch die vorgeschlagene Änderung in Absatz 3 
soll für die Länder die Möglichkeit geschaffen 
werden, bis zu 15 Vo ihrer für den kommunalen 
Straßenbau zugewiesenen Mittel für Vorhaben 
des ÖPNV zu verwenden. Auf diese Weise kön- 
nen Härten, die bei der Fertigstellung von Vor- 
haben des ÖPNV durch die in Absatz 1 des § 10 
vorgesehene Kürzung möglicherweise ent- 
stehen, vermieden werden. 

44. Zu Artikel 38: Aufwertungsausgleichgesetz 

Die wirtschaftlichen Verhältnisse in der deut- 
schen Landwirtschaft haben sich gegenüber dem 
Jahre 1969 nicht so grundlegend geändert, daß 
ein so rascher und vollständiger Abbau des DM- 
Aufwertungsausgleichs, wie ihn der Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung vorsieht, gerechtfer- 
tigt wäre. Der Bundesrat erwartet, daß die Bun- 
desregierung diesem Gesichtspunkt Rechnung 
trägt. 


Artikel 40: Körperschaftsteuergesetz 

45. a) In Artikel 40 Nr. 1 sind in § 4 Abs. 1 Ziff. 2 

einzufügen 

aa) „die Bayerische Landesbodenkreditan- 
stalt'', 

bb) „die Finanzierungs- Aktiengesellschaft 
Rheinland-Pfalz" , 


uegenäußerung der Bundesregierung 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Der Aufwertungsausgleich ist eine Folge der DM- 
Aufwertung vom 27. Oktober 1969. Die dadurch 
eingetretenen finanziellen Nachteile hat die deut- 
sche Landwirtschaft in den inzwischen verstriche- 
nen sechs Jahren weitgehend überwunden. Hinzu 
kommt, daß der Aufwertungsausgleich von vorn- 
herein als zeitlich befristete Maßnahme gedacht 
war und ein solcher Abbau auch den Vorstellun- 
gen der EG-Organe entspricht. 

Die durch den Abbau bedingte Verminderung des 
Einkommenzuwachses ist für die Landwirte zumut- 
bar. Sie wird im Wirtschaftsjahr 1975/76 im allge- 
meinen etwa ein Prozent und in den Folgejahren 
reichlich zwei Prozent betragen. 


Zu a) 

Der Vorschlag des Bundesrates wird im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren geprüft. 


cc) „die Niedersächsische Gesellschaft für 
öffentliche Finanzierungen mbH". 
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dd) „die Hamburgische Städtebauförde- 
rungsgesellschaft m.b.H." 

Begründung zu aa) 

Ebenso wie die Finanzierungs-Aktiengesell- 
schaft Rheinland-Pfalz und die Niedersäch- 
sische Gesellschaft für öffentliche Finanzie- 
rungen mbH erfüllt die Bayerische Landes- 
bodenkreditanstalt als unselbständige An- 
stalt der Bayerischen Landesbank die Vor- 
aussetzungen für eine Steuerbefreiung. 

Begründung zu bb) 

Die Finanzierungs-Aktiengesellschaft Rhein- 
land-Pfalz — Finag — ist ein Kreditinstitut 
im Sinne des Kreditwesengesetzes vom 
10. Juli 1961. Alleiniger Aktionär ist das 
Land Rheinland-Pfalz. Gegenstand des Un- 
ternehmens ist die Durchführung von Ge- 
schäften, die im allgemeinen öffentlichen In- 
teresse liegen, insbesondere die Übernahme 
und Verwaltung von Bürgschaften und Ga- 
rantien zur Verbesserung der Wirtschafts- 
struktur und zur Förderung der Industriean- 
siedlung. Bei dieser Sonderstellung der 
Finag ist ein Wettbewerb zu vollsteuer- 
pflichtigen Kreditinstituten ausgeschlossen. 

Die Finag ist daher den nach § 4 Abs. 1 
Ziff. 2 KStG befreiten Instituten gleichzustel- 
len. 


Begründung zucc) 

Die Niedersächsische Gesellschaft für öffent- 
liche Finanzierungen mbH (NFG) ist ein Kre- 
ditinstitut im Sinne des Kreditwesengesetzes 
vom 10. Juli 1961. Gegenstand des Unter- 
nehmens sind die Finanzierungen von Maß- 
nahmen der Landesentwicklung, insbeson- 
dere der Verbesserung der Infrastruktur und 
der Förderung der Industrieansiedlung, und 
die Übernahme sonstiger Finanzierungsauf- 
gaben für das Land Niedersachsen. Bei die- 
ser Sonderstellung der NFG ist ein Wettbe- 
werb zu vollsteuerpflichtigen Kreditinstitu- 
ten ausgeschlossen. Die NFG ist daher den 
nach § 4 Abs. 1 Ziff. 2 KStG befreiten Insti- 
tuten vergleichbar. 

Begründung zu dd) 

Die Hamburgische Städtebauförderungsge- 
sellschaft wird die Finanzierung von Maß- 
nahmen zur Landesentwicklung, zur Verbes- 
serung der Infrastruktur, zur Förderung der 
Industrieansiedlung und die Finanzierung 
von sonstigen Aufgaben des Landes Ham- 
burg durchführen. Bei dieser Aufgabenstel- 
lung wird die Gesellschaft ebenso wie die 
unter aa) bis cc) genannten Institute die Vor- 
aussetzungen für eine Steuerbefreiung er- 
füllen. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 


b) Zu Artikel 40 Nr. 2 — § 19 Zu b) 


1. Artikel 40 Nr. 2 Buchstabe a Doppelbuch- 
stabe cc erhält folgende Fassung: 

,cc) In Ziffer 3 werden die Worte „35 
vom Hundert" durch die Worte 
„41 vom Hundert" ersetzt.' 

2. Artikel 40 Nr. 2 Buchstabe b erhält fol- 
gende Fassung: 

,b) Absatz 2 a erhält die folgende Fas- 
sung: 

„(2 a) Die Körperschaftsteuer be- 
trägt 41 vom Hundert des Einkom- 
mens 

1. bei öffentlichen oder unter Staats- 
aufsicht stehenden Sparkassen, 

2. bei Staatsbanken, soweit sie Auf- 
gaben staatswirtschaftlicher Art 
erfüllen, 

3. bei Kreditgenossenschaften, 

4. bei Zentralkassen, die sich auf 
ihre eigentlichen genossenschaft- 
lichen Aufgaben beschränken; das 
gilt auch für Zentralen, die in 
Form einer Kapitalgesellschaft be- 
trieben werden, und 

5. bei der Deutschen Genossen- 
schaftskasse." 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

In Anbetracht der Haushaltslage soll der im Rah- 
men der Körperschaftsteuerreform vorgesehene Ab- 
bau von steuerlichen Vergünstigungen des Kredit- 
gewerbes bereits mit Wirkung vom 1. Januar 1976 
erfolgen. Von dem in Artikel 2 des Entwurfs eines 
Dritten Steuerreformgesetzes (Drucksache 7/1470) 
vorgeschlagenen einheitlichen Steuersatz für die 
bisher begünstigten Kreditinstitute sollte nicht ab- 
gewichen werden. 


Begründung 

Der Bundesrat bejaht die im Bericht über die 
Wettbewerbsverschiebungen im Kreditge- 
werbe und über eine Einlagensicherung vom 
18. November 1968 (Bundestagsdrucksache V/ 
3500 S. 101) geforderte Anglcichung der 
steuerlichen Belastungen im Kreditgewerbe. 
Durch Artikel 40 des Entwurfs zur Verbes- 
serung der Haushaltsstruktur würden jedoch 
die bisher bestehenden Wettbewerbsverzer- 
rungen durch neue steuerliche Wettbewerbs- 
verschiebungen abgelöst. Die Einkommen 
der Kapitalgesellschaften des privaten Bank- 
gewerbes unterliegen unter Berücksichti- 
gung des ermäßigten Steuersatzes für Aus- 
schüttungen gegenwärtig einer KSt-Bela- 
stung von durchschnittlich 41 ®/o. Nach dem 
vorliegenden Gesetzentwurf würden die Ein- 
kommen der Sparkassen und der Kreditge- 
nossenschaften demgegenüber mit 46 Vo und 
die Einkommen der öffentlich-rechtlichen 
Bausparkassen aus dem langfristigen Real- 
kreditgeschäft mit 44 Vo besteuert. Damit wä- 
ren diese Kreditinstitute wettbewerbsmäßig 
gegenüber dem privaten Bankgewerbe be- 
nachteiligt. 

Eine Erhöhung der KSt-Sätze für die öffent- 
lich-rechtlichen Bausparkassen, die Sparkas- 


27 



Drucksache 7/4193 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Stellungnahme des Bundesrates 

sen, die Staatsbanken, die Kreditgenossen- 
schaften und die Deutsche Genossenschafts- 
kasse ist aus Gründen der Wettbewerbsneu- 
tralität nur bis zur durchschnittlichen KSt- 
Belastung des privaten Bankgewerbes, d. h. 
bis zu 41 % des Einkommens möglich. 

c) Zu Artikel 40 Nr. 3 — § 24 

Artikel 40 Nr. 3 erhält die folgende Fassung: 

.§ 24 

Schlußvorschrift 

Die vorstehende Fassung des Gesetzes ist 
nur für den Veranlagungszeitraum 1976 an- 
zuwenden. Ab dem Veranlagungszeitraum 
1977 gilt das Gesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 18. Juli 1975 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1933) mit der Maßgabe, daß 
§ 4 Abs. 1 und die in § 19 Abs. 2 a Nr. 2 
und 5 geregelten Steuersätze in der für den 
Veranlagungszeitraum 1976 geltenden Fas- 
sung anzuwenden sind." 

Begründung 

Im Hinblick auf das von Bundesregierung 
und Bundesrat angestrebte baldige Inkraft- 
treten der Körperschaftsteuerreform sollten 
die erst im Zusammenhang mit der Körper- 
schaftsteuerreform vorgesehenen Steueran- 
gleichungen nur befristet bis zum Inkrafttre- 
ten der Körperschaftsteuerreform in Kraft 
gesetzt werden. Da die Körperschaftsteuer- 
reform zum 1. Januar 1977 in Kraft treten 
soll, besteht keine Veranlassung, die Erhö- 
hung der Steuersätze für Kreditinstitute im 
Rahmen des geltenden Körperschaftsteuer- 
systems über diesen Zeitpunkt hinaus ein- 
zuführen. Eine Ausnahme gilt nur für die 
Sonderregelungen bei Staatsbanken und der 
Deutschen Genossenschaftskasse. 


46. Zu Artikel 41 § 1 

Artikel 41 § 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

,1. Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 
und 4 eingefügt: 

„(3) Kreditinstitute im Sinne des Gesetzes 
über das Kreditwesen vom 10. Juli 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 881), zuletzt geändert 
durch Artikel 10 des Zuständigkeitsanpas- 
sungsgesetzes vom 18. März 1975 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 705), können nur anerkannt 
werden, wenn sie zur Förderung 

1. des Baues und Erwerbs von Wohnungen, 

2. der Modernisierung und Instandhaltung 
von Wohnungen, 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu c) 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Kör- 
perschaftsteuerreform zum 1. Januar 1977 in Kraft 
tritt. 


Dem Vorschlag zu § 28 Abs. 3 des Wohnungsge- 
meinnützigkeitsgesetzes (WGG) kann in dieser For- 
mulierung nicht zugestimmt werden. 

Mit der Änderung des Wohnungsgemeinnützigkeits- 
gesetzes soll erreicht werden, daß Kreditinstitute 
nur insoweit als Organ der staatlichen Wohnungs- 
politik anerkannt und daraufhin von der Steuer be- 
freit werden, wie sie mit anderen Kreditinstituten 
nicht im Wettbewerb stehen. Eine solche Abgren- 
zung ist nicht schon dadurch gewährleistet, daß die 
Kreditinstitute von den Ländern eingesetzt werden. 
Zudem wird durch den Vorschlag ausgeschlossen, 
daß der Bund Organe der staatlichen Wohnungs- 
politik zur Förderung der bezeichneten Zwecke an- 
erkennt. 
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3. des Baues von zu Wohnungen gehören- 
den Gemeinschaftsanlagen und Folgeein- 
richtungen, 

4. von städtebaulichen und strukturverbes- 
sernden Maßnahmen nach dem Städtebau- 
förderungsgesetz 

von den Ländern nach Gesetz oder. Satzung 
eingesetzt sind und die Förderung betreiben. 

(4) Die Anerkennung eines Teiles eines 
Kreditinstituts ist unter den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 3 zulässig, wenn dieser Teil 
von dem anderen Teil betriebswirtschaftlich 
und organisatorisch getrennt ist, insbeson- 
dere eine getrennte Buchführung besteht und 
gesonderte Jahresabschlüsse erstattet wer- 
den. § 2 Abs. 1 ist auf die Teile nicht anzu- 
wenden. Der andere Teil darf von dem aner- 
kannten Teil keine Vermögensvorteile erhal- 
ten, die nicht als angemessene Gegenlei- 
stung für eine geldwerte Leistung anzusehen 
sind." ' 

Begründung 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Fas- 
sung des § 28 Abs. 3 WGG, die nunmehr nur 
eine rein treuhänderische Tätigkeit zur Voraus- 
setzung für die Anerkennung des Kreditinstituts 
als Organ der staatlichen Wohnungspolitik 
macht, würde die vom Gesetzgeber gewollte 
Steuerfreiheit der Wohnungsbauförderungsan- 
stalten der einzelnen Länder in Frage stellen. 

Seit mehreren Jahren wird in keinem Bundes- 
land mehr eine Förderung mit reinen Treuhand- 
darlehen praktiziert. Die Wohnungsbauförde- 
rung ausschließlich mit Treuhanddarlehen hat 
sich als zu kostspielig erwiesen. Diese Erkennt- 
nis hat in den einzelnen Ländern zu den unter- 
schiedlichsten Förderungssystemen geführt. 
Teils werden von den Förderungsanstalten ne- 
ben Treuhanddarlehen auf beschränkte Dauer 
durch Zinszuschüsse des Staates verbilligte Ka- 
pitalmarktdarlehen, teils Annuitätenbeihilfen 
gewährt. Daneben gibt es ein Aufwendungsdar- 
lehen und Aufwendungszuschüsse. In vielen 
Fällen werden die Mittel in eigener Rechnung 
mit oder ohne öffentliche Refinanzierung als 
nicht treuhänderisch gewährt. 

Diese verschiedenartigen bewährten Förde- 
rungssysteme könnten nicht mehr beibehalten 
werden, ohne daß die Wohnungsbauförderungs- 
anstalten die Anerkennung als Organ der staat- 
lichen Wohnungspolitik und damit ihre Steuer- 
freiheit verlieren. Nach der Gesetzesbegrün- 
dung sind derartige Anstalten offensichtlich 
auch gar nicht gemeint. Die Bundesregierung 
bezieht sich auf die Wettbewerbsenquete. Da- 
durch wird deutlich, daß sie mit dem Abbau der 
Privilegien „echte" Kreditinstitute ansprechen 
will, wie zum Beispiel das Beamtenheimstätten- 
werk und die Deutsche Pfandbriefanstalt. 
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Um dem im Kern berechtigten Anliegen des Bundes- 
rates zu entsprechen, wird folgende Fassung vor- 
geschlagen: 

„(3) Kreditinstitute im Sinne des Gesetzes über 
das Kreditwesen vom 10. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I 

S. 881), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Zu- 
ständigkeitsanpassungsgesetzes vom 18. März 1975 
(Bundesgesetzbl. I S. 705), können nur anerkannt 
werden, soweit sie 

1. den Bau und Erwerb von Wohnungen, 

2. Modernisierung, Instandhaltung und Instandset- 
zung von Wohnungen, 

3. den Bau von zu Wohnung gehörenden Gemein- 
schaftsanlagen, Folgeeinrichtungen und Räumen 
für Gewerbebetriebe, 

4. den Erwerb von Grundstücken und grundstücks- 
gleichen Rechten für die in den Nummern 1 
und 3 bezeichneten Zwecke, 

5. städtebauliche und strukturverbessernde Maß- 
nahmen 

nach Gesetzen, Verwaltungsvereinbarungen und 
Richtlinien des Bundes und der Länder zu Bedingun- 
gen oder unter Voraussetzungen fördern, die sich 
von den marktüblichen wesentlich unterscheiden." 

Dem Vorschlag zu § 28 Abs. 4 WGG wird zuge- 
stimmt. 
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Während die Fassung des Regierungsentwurfs 
zu § 28 Abs. 3 WGG eine teilweise Anerken- 
nung und damit eine partielle Steuerpflicht zu- 
läßt, vermeidet die vorstehende Fassung durch 
Ersetzen des Wortes „soweit" durch das Wort 
„wenn" im Relativsatz, daß die Wohnungsbau- 
förderungsanstalten für Tätigkeiten steuer- 
pflichtig werden, die nur mittelbar der Förde- 
rung des Baues von Wohnungen dienen, aber 
im engen Zusammenhang damit stehen. Der mit 
einer partiellen Steuerpflicht der Wohnungs- 
bauförderungsanstalten verbundene erhebliche 
Verwaltungsaufwand würde zu einer Belastung 
der Anstalten führen, die in keinem Verhältnis 
zu möglichen Steuereinnahmen aus den auszu- 
gliedernden Tätigkeitsbereichen stünden. Wei- 
ter würden den Anstalten dadurch finanzielle 
Mittel für die Wohnungsbauförderung entzogen, 
die durch Zuweisungen aus staatlichen Haushal- 
ten ersetzt werden müßten. 

Die eine Steuerbefreiung auslösende Anerken- 
nung als Organ der staatlichen Wohnungsbau- 
politik soll nur dann möglich sein, wenn die pri- 
vilegierte Förderung dem Kreditinstitut durch 
Gesetz übertragen und von ihm nach Satzung 
oder Vertrag übernommen wurde. Die Anfüh- 
rung eines Vertrages als Rechtsgrundlage für 
die Einsetzung als Wohnungsbauförderungsan- 
stalt neben Gesetz oder Satzung berücksichtigt, 
daß — soweit bekannt — wenigstens in einem 
Bundesland die Förderungstätigkeit auf einem 
Vertrag zwischen dem Land und der als Woh- 
nungsbauförderungsanstalt eingesetzten, be- 
triebswirtschaftlich und organisatorisch getrenn- 
ten Abteilung eines Kreditinstituts ausgeübt 
wird. Um auch in diesem Fall dem Willen des 
Gesetzgebers Rechnung zu tragen, ist in Ab- 
satz 3 klarzustellen, daß die Aufgabenübertra- 
gung auch durch Vertrag erfolgen kann. 

Die Änderung des Absatzes 4 ist notwendig, um 
die Anerkennung eines Teils eines Kreditinsti- 
tutes an die Voraussetzungen des Absatzes 3 zu 
binden. Es handelt sich dabei um eine Klarstel- 
lung zugunsten solcher Wohnungsbauförde- 
rungsanstalten, die betriebswirtschaftlich und 
organisatorisch getrennte Teile eines Kreditin- 
stitutes sind. 


Artikel 42: Gewerbesteuergesetz 

47. a) In Artikel 42 ist vor Nummer 1 folgende 
neue Nummer 01 einzufügen: 

,01. In § 3 Ziff. 2 sind einzufügen Vgl. Gegenäußerung zu Artikel 40 zu a). 

aa) „die Bayerische Landesbodenkre- 
ditanstalt", 

bb) „die Finanzierungs-Aktiengesell- 
schaft Rheinland-Pfalz", 
cc) „die Niedersächsische Gesellschaft 
für öffentliche Finanzierungen 
mbH", 


i e r u n g 
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dd) „die Hamburgische Städtebauförde- 
rungsgesellschaft m.b.H." ' 

Begründung zu aa) bis dd) : 

Folge der Änderungsempfehlungen zu 
Artikel 40 Nr. 1 — § 4 Abs. 1 Ziff. 2. 

b) Artikel 42 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

,2. § 36 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: Vgl. Gegenäußerung zu Artikel 40 zu c). 

„(1) Die vorstehende Fassung dieses 
Gesetzes ist, soweit in den Absätzen 2 
und 3 nichts anderes bestimmt ist, 

1. bei der Gewerbesteuer nach dem Ge- 
werbeertrag und dem Gewerbekapi- 
tal nur für den Erhebungszeitraum 
1976, 

2. bei der Lohnsummensteuer auf Lohn- 
summen, die in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1976 bis 31. Dezember 1976 ge- 
zahlt werden, 

anzuwenden. 

Das Gesetz gilt in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. August 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 1971), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 1 des Einführungs- 
gesetzes zum Einkommensteuerreform- 
gesetz vom 21. Dezember 1974 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 3656), weiter unter Einbe- 
ziehung der durch Artikel 42 Nr. 01 des 
Haushaltsstrukturgesetzes vom . . . (Bun- 
desgesetzbl. I S. . . . ) geänderten Vor- 
schriften des § 3 Ziff. 2 

1. bei der Gewerbesteuer nach dem Ge- 
werbeertrag und dem Gewerbekapi- 
tal ab dem Erhebungszeitraum 1977, 

2. bei der Lohnsummensteuer auf Lohn- 
summen, die nach dem 31. Dezember 
1976 gezahlt werden.'" 

Begründung 

Folge der Änderungsempfehlung zu Artikel 

40 Nr. 3. 


Artikel 42 a (neu): Vermögensteuergesetz 

48. Nach Artikel 42 ist folgender neuer Artikel 42 a 
einzufügen: 

, Artikel 42 a 
Vermögensteuergesetz 

In § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Vermögensteuergeset- 
zes in der Fassung des Artikels 1 des Vermögen- 
steuerreformgesetzes vom 17. April 1974 (Bun- 
desgesetzbl. 1 S. 949), geändert durch Artikel 6 
des Einkommensteuerreformgesetzes vom 5. Au- 
gust 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 1769) und durch 


Der Vorschlag des Bundesrates wird im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren geprüft. 


31 



Drucksache 7/4193 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Stellungnahme des Bundesrates 

§ 22 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieb- 
lichen Altersversorgung vom 19. Dezember 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 3610), treten anstelle der 
Worte „die Wirtschaftsaufbaukasse Schleswig- 
Holstein Aktiengesellschaft und die Reichs- 
bank" folgende Worte: 

„die Wirtschaftsaufbaukasse Schleswig-Holstein 
Aktiengesellschaft, die Bayerische Landesboden- 
kreditanstalt, die Finanzierungs-Aktiengesell- 
schaft Rheinland-Pfalz, die Niedersächsische 
Gesellschaft für öffentliche Finanzierungen mbH, 
die Hamburgische Städtebauförderungsgesell- 
schaft m.b.H. und die Reichsbank." 

Begründung 

Auf die Anderungsempfehlungen zu Artikel 40 
Nr. 1 — § 4 Abs. 1 Ziff. 2 KStG und zu Artikel 42 
Nr. 01 — § 3 Ziff. 2 GewStG wird hingewiesen. 


Artikel 44: Inkrafttreten 

49. Zu Artikel 44 § 2 

In Artikel 44 § 2 Nr. 2 Buchstabe b sind die 
Worte „31. Dezember 1976" durch die Worte 
„31. März 1976" zu ersetzen. 

Begründung 

Es ist sicherzustellen, daß die Änderung zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt, nämlich zum Som- 
mersemester 1976 in Kraft tritt. 


Zu Artikel 44 Inkrafttreten § 2 

50. Es wird folgende Nummer 3 a eingefügt: 

„3 a. Artikel 20 § 1 Nr. 15 am 1. Dezember 
1975." 

Begründung 

Bereits jetzt liegen den Arbeitsämtern Anträge 
zahlreicher Betriebe auf Genehmigung von 
Kurzarbeit über Weihnachten/Neujahr 1975/76 
vor. 

Nach den Erfahrungen der Vergangenheit kann 
unterstellt werden, daß ein Teil der Betriebe 
in dieser Zeit ohnedies nicht arbeiten will, über 
die Kurzarbeit aber die mit der Lohnzahlung an 
Feiertagen verbundene Belastung auf die Bun- 
desanstalt für Arbeit abwälzen möchte. 

Dem soll mit dem vorgezogenen Inkrafttreten 
der Nummer 15 begegnet werden. 

51. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Der Bundesrat bittet Bundestag und Bundesre- 
gierung dringend darum, bis zur Überwindung 
der äußerst schwierigen Haushaltstage bei Bund, 
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Die Bundesregierung lehnt diesen Vorschlag ab. 

Sie ist der Auffassung, daß die Vorverlegung auf 
den 31. März 1976 den Auszubildenden die Möglich- 
keit nehmen würde, sich auf die neue Rechtslage 
einzustellen. Sie hält aus diesen Gründen allenfalls 
eine übergangsfrist bis zum 30. September 1976 
für vertretbar. 


Nach derzeitiger Beurteilung des Ganges des Ge- 
setzgebungsverfahrens müßte der Ausschluß des 
Kurzarbeitergeldes für gesetzliche Feiertage rück- 
wirkend in Kraft treten. Es widerspricht jedoch 
rechtsstaatlichen Grundsätzen, Sozialleistungen ein- 
schränkende Vorschriften rückwirkend in Kraft zu 
setzen. Auf diese Sozialleistungen haben sich die 
Berechtigten bereits eingestellt. Die Bundesanstalt 
für Arbeit wird jedoch — wie schon im Vorjahr — 
besonders sorgfältig prüfen, ob ein Arbeitsausfali 
an den Feiertagen über Weihnachten/Neujahr 1975/ 
1976 unvermeidbar im Sinne des § 64 Abs. 1 Nr. 2 
AFG ist. 


Da mit dem Haushaltsstrukturgesetz in bestehende 
Gesetze eingegriffen wird, sind auch neue Gesetzes- 
vorhaben besonders kritisch auf ihre finanziellen 
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Ländern und Gemeinden von solchen Gesetzes- 
vorlagen außer im Falle zwingender gesetz- 
licher, vertraglicher oder konjunktureller Not- 
wendigkeit abzusehen, die im Ergebnis zu neu- 
en oder zusätzlichen Haushaltsbelastungen we- 
sentlicher Art führen. 

Der Bundesrat hat folgende Stellungnahme beschlos- 
sen: 

„Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf erkennt die 
Bundesregierung — wenn auch noch nicht in dem 
erforderlichen Umfange — die von ihr lange ge- 
leugnete Notwendigkeit an, zur Verringerung der 
finanzwirtschaftlich und gesamtwirtschaftlich unver- 
tretbar hohen Defizite der öffentlichen Hand Ausga- 
benkürzungen durch Einschränkung auch gesetzlich 
festgelegter Leistungen vorzunehmen. Das Ziel einer 
wesentlichen Verbesserung der Haushaltsstruktur 
wird jedoch nicht erreicht. Die Überschrift des Ge- 
setzentwurfs, der nur als ein erstes Haushaltssiche- 
rungsgesetz zu betrachten sein wird, ist deshalb irre- 
führend. Der Bundesrat bedauert, daß die Maßnah- 
men der Bundesregierung zu spät eingeleitet wur- 
den, um schwerwiegende Zielkonflikte zwischen 
konjunkturpolitischen Notwendigkeiten einerseits 
und den erforderlichen durchgreifenden Einsparun- 
gen andererseits noch zu verhindern. Er erklärt 
seine Bereitschaft, unpopuläre Sparmaßnahmen mit- 
zutragen. Die Bundesregierung erklärt die weltwei- 
te Rezession zum entscheidenden Grund für die Fi- 
nanzkrise und die Sanierungsbedürftigkeit der 
Öffentlichen Haushalte ebenso wie für die negative 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung überhaupt. 

Gegenüber diesen Erklärungen der Bundesregierung 
muß mit Nachdruck darauf hingewiesen werden, daß 
ein hoher Anteil an den Finanzierungsdefiziten 
strukturell und gerade nicht konjunkturbedingt ist, 
wie dies auch der wissenschaftliche Beirat beim 
Bundfinanzministerium festgestellt hat. Die struk- 
turelle Fehlentwicklung auf Grund unterlassener 
rechtzeitiger Begrenzung von öffentlichen Ausgaben 
im konsumtiven Bereich verhindert zugleich die ge- 
genwärtig zur Überwindung der Rezission auch er- 
forderliche massive Verstärkung der öffentlichen In- 
vestitionen. Eine weitere Erhöhung der kreditfinan- 
zierten Ausgaben ist haushaltswirtschaftlich ange- 
sichts der bereits bestehenden gewaltigen Defizite 
nicht mehr möglich. Der große strukturelle Anteil 
am Defizit zeigt sich auch in der Höhe des Nettokre- 
ditbedarfs 1976. Die Bewältigung dieses Kreditbe- 
darfs stellt hohe Anforderungen an den Kapital- 
markt, diese Probleme verschärfen sich dann, wenn 
die erhoffte und in der Zielprojektion unterstellte 
Konjunkturbelebung zu einer starken Zunahme der 
privaten Kreditnachfrage führt. 

Diese Probleme werden stabilitätspolitische Gefah- 
ren großen Ausmaßes bewirken, für deren Bewälti- 
gung die Bundesregierung bisher keinerlei Vorstel- 
lungen entwickelt hat. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist Teil eines von 
der Bundesregierung beschlossenen Programms, das 
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Konsequenzen zu untersuchen. Einen Stillstand der 
Gesetzgebung kann es aber auch in Zeiten beson- 
derer finanzieller Schwierigkeiten nicht geben, 
wenn dringende Aufgaben gelöst werden müssen. 


Die Bundesregierung hält an der von ihr entwickel- 
ten Gesamtkonzeption zur Konsolidierung der 
öffentlichen Finanzen fest, wie sie im einzelnen in 
der Regierungserklärung vom 17. September 1975 
dargelegt und begründet worden ist; sie ist insbe- 
sondere der Auffassung, daß im Rahmen ihrer poli- 
tischen Grundlinie 

— eine wesentliche Verbesserung der Haushalts- 
struktur durch das Gesamtpaket bewirkt wird 

— das Strukturpaket sowohl hinsichtlich des Ver- 
hältnisses Ausgabekürzungen zu Abgabenerhö- 
hungen als auch hinsichtlich der Belastung ein- 
zelner Bereiche und Gruppen ausgewogen ist, 

— die Finanzierungsprobleme auch der Länder und 
Gemeinden angemessen berücksichtigt sind. 

Angesichts der gegebenen wirtschaftlichen Lage 
darf es nach Auffassung der Bundesregierung kein 
deflatorisches Ausgabenkürzungsprogramm ohne 
Maß und Ziel geben. 

Auch bei der Behandlung im Bundesrat sind keine 
ins Gewicht fallenden weiteren Einsparungsvor- 
schläge vorgelegt worden. Im Gegenteil; Würden 
die Vorstellungen des Bundesrates verwirklicht, so 
würde sich — unabhängig von der sich abzeichnen- 
den Haltung zur Umsatzsteuererhöhung — eine 
Haushaltsverschlechterung um 4 bis 5 Mrd. DM 
jährlich ergeben. 

Die Bundesregierung teilt nicht die im Entschlie- 
ßungsantrag ausgedrückten stabilitäts- und wirt- 
schaftspolitischen Befürchtungen; sie ist vielmehr 
unter Berücksichtigung der überschaubaren wirt- 
schaftlichen Entwicklung der Auffassung, mit ihrem 
Gesamtprogramm 

— zum richtigen Zeitpunkt 

— mit den richtigen Maßnahmen 

— in der richtigen Dosierung 

zu handeln, d. h. 

1. bewußte Hinnahme der Haushaltsdefizite in 1975 
und 1976 zur Überwindung der Rezession, 

2. schrittweise Verbesserung der Haushaltsstruktur 
durch Einsparungen bereits ab 1976 und 

3. massive Rückführung der Haushaltsdefizite ab 
1977. 
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die Konsolidierung der Bundesfinanzen vorwiegend 
durch Steuer- und Abgabenerhöhung bewirken soll. 
Während die im Gesetzentwurf vorgesehenen Aus- 
gabenkürzungen in den Jahren 1976 bis 1979 insge- 
samt 12,6 Mrd. DM ausmachen (einschließlich der be- 
schlossenen nichtgesetzlichen Maßnahmen ergeben 
sich 22,1 Mrd. DM), betragen die Einnahme Verbesse- 
rungen durch Steuer- und Ausgabenerhöhungen 
einschließlich des Wegfalls von Steuervergüstigun- 
gen in diesem Zeitraum 51,2 Mrd. Dieses Programm 
ist nach Auffassung des Bundesrates nicht geeignet, 
die Überwindung von Rezession und Arbeitslosig- 
keit durch eine dauerhafte Wirtschaftsbelebung und 
die Konsolidierung der Staatsfinanzen herbeizufüh- 
ren. 

Die vorgesehene Erhöhung der Beiträge zur Arbeits- 
losenversicherung bedeutet eine in der gegenwärti- 
gen Konjunkturphase nicht vertretbare, prozyklisch 
wirkende Belastung von Wirtschaft und Arbeitneh- 
mern. 

Die Quote der Belastungen von Arbeitnehmern und 
Unternehmern mit Steuern, öffentlichen Abgaben 
und Beiträgen zur Kranken- und Rentenversicherung 
ist bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt nahezu un- 
erträglich hoch. Die Bui^desregierung hat es bisher 
versäumt, die dringend notwendige Konzeption für 
eine Begrenzung der Gesamtbelastungen vorzulegen. 

Die Staatsausgaben müssen durch ein überzeugen- 
des mittelfristiges Programm mit zeitlich abgestuf- 
ten weiteren Sparmaßnahmen wieder in Einklang 
mit dem volkswirtschaftlichen Leistungsvermögen 
gebracht werden. Nur durch Einschränkungen bei 
den öffentlichen Ausgaben, die über das von der 
Bundesregierung bisher beschlossene Maß weit hin- 
ausgehen, und bei weitgehendem Verzicht auf Steu- 
ererhöhungen können die öffentlichen Finanzen im 
Einklang mit den gesamtwirtschaftlichen Erforder- 
nissen dauerhaft konsolidiert werden. Der Bundes- 
rat fordert die Bundesregierung auf, weitere Einspa- 
rungsvorschläge vorzulegen. 

Ein überzeugendes Gesamtkonzept zur Überwin- 
dung der Konjunkturkrise und zur längerfristigen 
Sicherung von Beschäftigung und Wachstum und der 
hierfür unerläßlichen Investitionen der Wirtschaft 
erfordert eine Neuorientierung der Wirtschafts-, 
Haushalts-, Steuer-, Sozial- und Gesellschaftspolitik. 
Unverzichtbare Bestandteile dieses Gesamtkonzep- 
tes für eine Neuorientierung müssen steuerliche Ent- 
lastungen der Unternehmungen sowie eine vorbe- 
haltlos marktwirtschaftliche Wirtschaftspolitik sein, 
die wieder Zuversicht und Sicherheit in Wirtschaft 
und Bevölkerung schafft. Dazu gehört aber auch eine 
stabilitätsgerechte Lohnpolitik. 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, auf 
Grund der Besoldungsgesetzgebungskompetenz des 
Bundes und im Tarifbereich sowie durch Personal- 
einsparungen gemeinsam mit den anderen öffent- 
lichen Arbeitgebern die Personalkosten der öffent- 
lichen Hand entsprechend den finanzwirtschaft- 
lichen Notwendigkeiten deutlich zu begrenzen. 
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Der Gesetzentwurf und die übrigen Teile des von 
der Bundesregierung am 10. September 1975 be- 
schlossenen Programms sind vorwiegend auf die Sa- 
nierung der Bundesfinanzen gerichtet. Der Bundes- 
rat bedauert, daß die Bundesregierung ein den 
öffentlichen Gesamthaushalt umfassendes Konzept 
zur Konsolidierung auch der Länder- und Gemeinde- 
haushalte, für deren gesamtwirtschaftlich und finanz- 
wirtschaftlich vertretbare Entwicklung die Bundesre- 
gierung auf Grund der weitgehenden Kompetenzen 
des Bundes eine entscheidende Mitverantwortung 
trägt, nicht vorgelegt hat." 
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